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Vernehmlassung  des  Bundes: Verordnung über  die  Reform  der  Altersvorsorge  2020.  rommum 
Stellungnahme  des  Kantons Bern  

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom  16.  Juni  2017  hat uns das Eidgenössische Departement  des  Innern  EDI  
die  Vernehmlassung zur Verordnung über  die  Reform  der  Altersvorsorge  2020  unterbreitet.  
Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern dankt Ihnen für  die  Gelegenheit, zur Vorlage Stellung 
nehmen zu können.  

Der  Regierungsrat bedauert, dass  der  Bund  den  vorliegenden Mantelerlass nicht zum Anlass 
genommen hat,  die  zu ändernden Verordnungen zu entschlacken und stringenter auszuge-
stalten. Einzelne Bestimmungen sind eher schwer verständlich, wobei dem Regierungsrat 
bewusst ist, dass  es  sehr anspruchsvoll ist, einen technisch komplexen Sachverhalt auf Ver-
ordnungsstufe zu formulieren. Dennoch erachtet  es der  Regierungsrat als wichtig, bei  der  
Schlussredaktion nochmals vertieft auf diesen Punkt das Augenmerk zu richten.  

Von der  praktischen Umsetzung her und infolge  des  hohen Verflechtungsgrades  der  einzel-
nen Verordnungen erachtet  es der  Regierungsrat zudem als kritisch, dass einzelne Mass-
nahmen zeitlich so kurzfristig und gestaffelt eingeführt werden.  Der  Regierungsrat  des  Kan-
tons Bern verlangt deshalb  die  Schaffung  von  Übergangsbestimmungen und beantragt eine 
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Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern 

zweijährige Frist für  die  Umsetzung. Im Weiteren verweist  der  Regierungsrat auf  die  Kommen-
tare und Anträge im Formular „Stellungnahme".  

Der  Regierungsrat dankt für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme und  die  Berücksichtigung 
seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
Der  Präsident 	 Der  Staatsschreiber  

1-1 - 

Bernhard Pulver  

Beilage 
• Formular für Stellungnahme 

Verteiler 
• Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 
• Gesundheits- und Fürsorgedirektion 
• Finanzdirektion 
• Erziehungsdirektion  des  Kantons Bern 
• Volkswirtschaftsdirektion 
• Ausgleichskasse  des  Kantons Bern 
• IV-Stelle Bern 
• Bernische BVG- und Stiftungsaufsicht 

Christoph  Auer  
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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Kanton Bern 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : Amt für Sozialversicherungen 
 
Adresse : Forelstrasse 1, 3072 Ostermundigen 
 
Kontaktperson : Rolf Häner 
 
Telefon : 031 633 71 46 
 
E-Mail : rolf.haener@jgk.be.ch 
 
Datum : 20. September 2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 
2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 
3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-

Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch   
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1 Allgemeine Bemerkungen  
Den zugestellten Unterlagen ist nicht zu entnehmen, bis wann die Vorsorgeeinrichtungen, Freizügigkeitsstiftungen und Säule 3a-Stiftungen ihre 
reglementarischen Bestimmungen anpassen müssen. Der Regierungsrat des Kantons Bern verlangt die Schaffung von Übergangsbestimmungen und 
beantragt aufgrund der «gestaffelten» Inkraftsetzungen diverser Bestimmungen eine zweijährige Frist für die Umsetzung (oder aber eine Angabe einer 
Endfrist bis am 31.12.2020). 
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2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
52dbis Abs. 4 

 
Nach letztem Satz "einreichen", bitte präzisieren 

 
ansonsten keine Neuberechnung mehr erfolgen kann. 

 
52dbis Abs. 5 

 
Satz vereinfachen 

Der Anspruch auf die neu berechnete Rente entsteht 
frühestens ab Folgemonat, welcher der 
Gesuchseinreichung folgt.  
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
In Übereinstimmung mit der aktuellen Fassung von Artikel 30 IVG sieht auch die neue Fassung mit dem Vorbezug einer ganzen Altersrente das Ende des 
Anspruchs auf eine Invalidenrente vor. Diese Bestimmung ist sachgerecht, wenn bis zu diesem Zeitpunkt bereits eine IV-Rente bezogen wurde. Sie 
erweist sich jedoch als störend, wenn der Vorbezug der Altersrente aus finanziellen Gründen erfolgen muss, weil die Abklärungen bei der IV noch laufen.  
 
Die Vorleistungspflicht ist Gegenstand von Artikel 70 ATSG. Diese Bestimmung regelt, wer vorläufig Leistungen ausrichtet, wenn klar ist, dass eine 
Sozialversicherung leistungspflichtig ist, aber offen ist, um welche es sich handelt. Hat sich eine versicherte Person bei der IV zum Leistungsbezug 
angemeldet und erstrecken sich deren Abklärungen über das Erreichen des 62. Altersjahres hinaus, handelt es sich um einen solchen Sachverhalt. Dieser 
fand keine Aufnahme in Artikel 70 ATSG. Kann die versicherte Person ihren Lebensunterhalt nicht aus anderen Mitteln bestreiten (ein Anspruch auf 
Unterstützung durch die Sozialhilfe wird mit Blick auf das Subsidiaritäsprinzip in der Regel nicht bestehen), wird sie faktisch zum Vorbezug mit 
entsprechender Verschlechterung der Altersvorsorge gezwungen. Damit verliert sie gemäss Artikel 30 IVG automatisch den Anspruch auf eine IV-Rente.  
 
Deshalb wird vorgeschlagen, den versicherten Personen in dieser Situatition die Möglichkeit zu gewähren, die Altersente unter dem Vorbehalt eines 
Anspruchs auf eine IV-Rente vorzubeziehen. Dies könnte im Rahmen eines neuen Artikels 27quater erfolgen: 
 
„Eine versicherte Person, die keine IV-Rente bezieht und deren Gesuch um Ausrichtung von Leistungen von der IV-Stelle noch nicht abschliessend 
beurteilt wurde, kann die ganze Altersrente nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG vorläufig vorbeziehen. Bis längstens 30 Tage nachdem der Entscheid der IV-
Stelle in Rechtskraft erwachsen ist, kann sie den Vorbezug ganz oder teilweise rückgängig machen.“ 
 
Zu den vorgeschlagenen Artikeln haben wir keine Bemerkungen. 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
6 Abs. 4 Gemäss Übergangsbestimmung Bst. d zur Änderung vom 17. März 2017 

BVG können Vorsorgeeinrichtungen während fünf Jahren den früheren 
Bezug der Altersleistungen (Alter 58) beibehalten. Für diese Übergangsfrist 
fehlt eine Regelung. 

Wir bitten um eine entsprechende Ergänzung im Artikel 
oder einen entsprechenden Hinweis im Kommentar. 

 
18b Abs. 2 

 
Es ist vorgesehen, dass die Aufsichtsbehörde allein zur 
Zahlungsaufforderung (Abrufrecht) ermächtigt ist, wenn die Garantie in 
Anspruch genommen werden muss. Im erläuternden Bericht sind keine 
weiteren Ausführungen dazu vorgesehen. 
Dieses alleinige Abrufrecht begrüssen wir, sind aber der Ansicht, dass diese 
Formulierung im Alltag zu Problemen führen kann. 
Zumindest im erläuternden Bericht müsste dazu eine Klarstellung erfolgen 
(Begründung, Absprache FINMA, keine Umgehung in den Formulierungen 
bei den Banken/Versicherungen, etc.). 

 
      

 
18b Abs. 3 

 
Richtigerweise müsste es «Freizügigkeitseinrichtung» und nicht 
Vorsorgeeinrichtung heissen.      
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) 

Allgemeine Bemerkungen 
Die Verordnung sieht neu einen Art. 12 Abs. 4 vor. Im erläuternden Bericht steht Art. 12 Abs. 2bis. Bitte vereinheitlichen. 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) 
Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
3 Abs. 3 

Da die Vorsorgeeinrichtungen bereits heute berechtigt sind, die Verarbeitung 
von Lohnänderungen autonom gemäss ihren Strukturen zu organisieren, 
erkennen wir keinen Mehrwert und erachten diesen Artikel als überflüssig 
und zudem unklar formuliert. 

 
Streichen 

 
10 Abs. 2 

 
Wir unterstützen Vereinfachungen, die zu tieferen Verwaltungskosten führen. 
Aus unserer Sicht verursacht dieser Artikel jedoch eher einen Mehraufwand 
(rückwirkende Korrekturen nach gebündelter Meldung) und somit Mehrkosten 
und ist gegenüber den versicherten Personen nicht transparent: Wie Art. 3 
Abs. 3 erachten wir den Artikel als überflüssig und nicht zielführend. 

 
Streichen 

 
11 Abs. 7 

 
Die Formulierung “Zeitpunkt der Übertragung” erscheint uns hinsichtlich des 
Grundsatzes der durchgehenden Verzinsung unklar: Ist hier der 
Berechnungszeitpunkt (z.B. Einleitung der Scheidung = Fälligkeit der Teil-
Austrittsleistung) oder das effektive Auszahlungsdatum (effektiver 
Geldtransfer) gemeint? 

 
Wir bitten um eine entsprechende Präzisierung im 
Artikel oder im Kommentar. 

 
Art. 27g Abs. 4 
und 5 

 
Im erläuternden Bericht wird davon ausgegangen, dass eine 
Vorsorgeeinrichtung bei Unterdeckung grundsätzlich immer eine 
Teilliquidation vornehmen wird, da ansonsten die Unterdeckung noch höher 
ausfallen würde. Theoretisch - unter Berücksichtigung des Ermessens des 
obersten Organs - wäre aber die Situation denkbar, dass bei einer 
Unterdeckung von z.B. 98% keine Teilliquidation durchgeführt wird, da der 
Deckungsgrad sich «nur» auf 95% verschlechtert. Die Grenze von drei 
Prozentpunkten zum Schutz der verbleibenden Versicherten ist dabei 
fraglich.  
Die Verzichtsmöglichkeit ist grundsätzlich zu begrüssen; damit keine 
unnötigen Rechtsstreitigkeiten generiert werden, muss die Durchführung 
eines Verzichtes klar geregelt sein. Da die Formulierung insgesamt viele 
Fragen aufwirft, sie jedoch bei einer so heiklen Thematik möglichst klar sein 

 
Verzicht auf Teilliquidation nur möglich, wenn der 
Deckungsgrad vor der Teilliquidation mindestens 100% 
beträgt. 
 
Wir bitten um eine Ergänzung im Kommentar, wie sich 
diese Änderung auf die öffentlich-rechtlichen Kassen 
auswirken wird, welche sich in Unterdeckung befinden 
(Teilkapitalisierung). Sind die Änderungen von Art. 27g 
Abs. 4 und 5 auf die öffentlich-rechtlichen Kassen mit 
Teilkapitalisierung anwendbar? Wenn ja wie? 
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sollte, empfehlen wir diese nochmals vertieft zu prüfen. 
Aus den Erläuterungen ergibt sich, dass Absatz 4 auch im Falle einer 
Unterdeckung anwendbar ist. Unseres Erachtens ist zwingend eine untere 
Limite festzuhalten (z.B. 100% oder 98%). Dass auch bei einer Unterdeckung 
der Verzicht auf eine Teilliquidation bis zu 3 Prozent Deckungsgradänderung 
zugelassen wird, ist zudem fragwürdig (bei einem Deckungsgard von 98% 
dürfte er somit bis 95% fallen). 
Für die in der Vorsorgeeinrichtung verbleibenden Destinatäre wäre dies eine 
„substanzielle“ Verschlechterung und könnte bedeuten, dass mit 98% noch 
keine Sanierungsmassnahmen notwendig waren, diese aber mit 95% 
erforderlich wären. 
 

 
32° Abs. 3 

 
Im Kommentar wird präzisiert, dass nach einer Überweisung einer 
Teilaustrittsleistung (bis max. 2/3) die versicherte Person mit der 
verbleibenden Austrittsleistung und der entsprechenden Anpassung des 
versicherten Verdienstes versichert bleibt. Die Anpassung des versicherten 
Verdienstes zur Vermeidung einer Doppelversicherung fehlt unseres 
Erachtens im Artikel. 

 
Wir würden die entsprechende Ergänzung im Artikel 
sehr begrüssen. 

32b Abs. 3 Gemäss Art. 4 Abs. 3bis BVG ist diese freiwillige Versicherung nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Deshalb erachten wir die nochmalige 
Erwähnung in Abs. 3 (Klammerbemerkung „welcher der Versicherung 
zugestimmt hat“) dieses Artikels als überflüssig. 

 

Übergangsbe-
stimmungen 
Bst. b Abs. 3 
und Bst. c Abs. 
3 

Betreffend die vom Bundesrat vorgeschlagenen Varianten bevorzugen wir 
aus personalpolitischer Sicht die Variante 2, welche dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz besser Rechnung trägt, erhält sie doch bei 
einem unfreiwilligen Rücktritt aus dem Erwerbsleben eine Besitzstandeinlage. 
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV) 
Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(AVIV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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Dr. Sabine Pegoraro
Reg ierungspräsidentin
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R EGI ERU N GSRAT

Reqierunosrat. Rathausstrasse 2. 4410 Liestal

Herr Bundesrat
Alain Berset
Vorsteher EDI
lnselgasse 1

CH-3003 Bern

Liestal, 5. Septembet 2017
ur

Vernehmlassung zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020

Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset

Wir beziehen uns auf lhr Schreiben vom 16. Juni 2017 zumoben enruähnten Geschäft, welches
laut Vernehmlassungsunterlagen keine finanziellen Auswirkungen auf die Kantone hat, und neh-
men dazu gerne Stellung.

Unsere Anliegen können Sie dem beiliegenden Formular entnehmen. Für die Möglichkeit zur Teil-
nahme am Vernehmlassungsverfahren bedanken wir uns.

Hochachtungsvoll

?nfüffi^
Dr. Peter Vetter
Landschreiber
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Bundesamt für Sozialversicherungen BSV
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Effingerstrasse 20, 3003 Bern
Tel. +41 58 462 90 11
info@bsv.admin.ch
www.bsv.admin.ch

Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017

Stellungnahme von

Name / Firma / Organisation / Amt : Kanton Basel-Landschaft, Finanz- und Kirchendirektion

Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : BL, FKD

Adresse : Rheinstrasse 33b, 4410 Liestal

Kontaktperson : Urban Roth

Telefon : 061 552 61 83

E-Mail : urban.roth@bl.ch

Datum : 30.08.2017

Wichtige Hinweise:
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen.

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden.

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch
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1 Allgemeine Bemerkungen 

Wir halten aus unserer Sicht fest, dass verschiedene Bestimmungen eher schwer verständlich sind, wobei uns bewusst ist, dass die Formulierung 
technisch komplexer Sachverhalte in Gesetzestexten sehr anspruchsvoll ist. Dennoch empfehlen wir bei der Schlussredaktion das Augenmerk nochmals 
vertieft auf diesen Punkt zu richten.
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2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Art. 1 AHVV: Mitver-
sicherte Familien-
angehörige

Familienangehörige von Personen (Schweizer Bürger und EU/EFTA-
Staatsangehörige, welche vom Bund ins Ausland gesandt werden), 
die diese begleiten und die keine Erwerbstätigkeit ausüben, sind 
obligatorisch versichert (Art. 1a Bst. d AHVG). Es betrifft dies den 
Ehegatten und Kinder bis zur Vollendung des 25. Altersjahres (Art. 1 
AHVV).

Ob eine vom mitversicherten Familienangehörigen 
im Ausland ausgeübte Erwerbstätigkeit gemeldet 
wird, wird sich zeigen.

Art. 29 Abs. 1 AHVV: 
Festsetzung und 
Ermittlung der Beiträge 
(NE) 

Auf Verlangen der versicherten Person wird auf das Vermögen am 
Ende der Beitragspflicht abgestellt, falls dieses vom Vermögen, das 
die Steuerbehörden ermittelt haben, erheblich abweicht (bei einer 
unterjährigen Dauer der Beitragspflicht wird nicht auf das von der 
Steuerbehörde per Ende Jahr ermittelte Vermögen abgestellt, 
sondern auf den Stand des Vermögens im Zeitpunkt des Endes der 
Beitragspflicht).

Es ist zu prüfen, ob der unbestimmte Begriff 
"erheblich" mit einem Prozentsatz konkretisiert 
werden kann, selbst wenn es in der Praxis wenige 
Anwendungsfälle hat (Art 29 Abs. 6 AHVV).

Art. 50: Begriff des vollen 
Beitragsjahres

Art. 1a Bst. d AHVG nennt neu die "Familienangehörigen" als Mitver-
sicherte von obligatorisch Versicherten. Art. 1 Bst. b AHVV präzisiert, 
dass Kinder bis zum 25. Altersjahr mitversichert sind. Art. 50 AHVV 
nennt dann zwar den Bst. b von Art. 1 AHVG, aber auch Art. 29ter 
Abs. 2 Bst. b und c AHVG. Die Person bzw. das Kind, welche nun 
mitversichert war, erfüllt Art. 1a Bst. d nicht, weil sie keine Beiträge 
bezahlt hat und zu Art. 29ter Abs. 2 AHVG passt sie auch nicht als 
beitragsbefreite Person, weil dort nur Ehegatte genannt sind.

Es fehlt in der Verordnung die "Neuigkeit", dass 
auch Beitragszeiten angerechnet werden müssen, 
wenn ein Kind mit seinen Eltern mitversichert war 
und keine Beiträge bezahlt hat. Bisher gab es das 
nur bei Ehepaaren.
Der Text ist anzupassen auf "im Sinne von Artikel 1 
Buchstabe b AHVV mitversichert war".

Art. 52 Abs. 1bis AHVV: 
Abstufung der Teilrenten

Eine vorbezogene Rente kann nur noch eine Teilrente sein, unter 
Berücksichtigung der Lücken zwischen dem Vorbezug und dem 
Erreichen des Referenzalters. Eine vollständige Beitragsdauer kann 
erst mit Erreichen des Referenzalters erreicht werden.
Für die Bestimmung ist das Verhältnis zwischen den vollen Beitrags-
jahren der versicherten Person zum Zeitpunkt des Vorbezugs und 

Artikel 52 AHVV schliesst die Anrechnung von 
Einkommen in der Zeit vom 1. Januar des Jahres, 
in welchem das Referenzalter erreicht wird bis und 
mit dem Monat des Referenzalters, aus. Art. 52a 
AHVV erlaubt diese Anrechnung. In Art. 52c AHVV 
wäre ein Verweis auf Art. 52a AHVV möglich. Die 



4/20

denjenigen ihres Jahrgangs zum Zeitpunkt des Referenzalters mass-
gebend, siehe Tabelle Art. 52 AHVV.

Reihenfolge ist wenig glücklich, wenn zuerst die 
Anrechnung ermöglicht und dann – für den 
"normalen" Fall – wieder verboten wird. Ein Verweis 
wäre sicher sinnvoll oder evtl. eine Änderung der 
Reihenfolge, sodass die allgemeine Regel (Art. 52c) 
vor der Ausnahme (Art. 52a) zu liegen kommt.

Art. 52dbis AHVV: 
Anrechnung von 
Beitragszeiten und 
Einkommen nach dem 
Referenzalter

Weist eine Person bei Erreichen des Referenzalters Beitragslücken 
auf, besteht die Möglichkeit, diese mit Weiterarbeit zu kompensieren. 
Das Erwerbseinkommen muss mindestens 25% des durchschnittlich 
massgebenden Jahreseinkommens betragen. Die Person muss einen 
Antrag auf Neuberechnung einreichen.
Erwerbseinkommen nach dem Referenzalter können immer berück-
sichtigt werden, auch wenn keine Beitragslücke besteht (Erhöhung 
des durchschnittlichen Jahreseinkommens; keine Beschränkung auf 
25%) und auch wenn die Einzelperson schon die Maximalrente 
bezieht (Splitting im 2. Versicherungsfall, Scheidung). Diese 
Erwerbseinkommen werden nicht aufgewertet und zum Erwerbs-
einkommen zum Zeitpunkt des Referenzalters hinzugerechnet.

Weder im Gesetz noch in der Verordnung und auch 
nicht in der Rentenwegleitung steht, was bei dieser 
Berechnung mit den Erziehungs- und/oder 
Betreuungsgutschriften passiert. Werden diese 
auch neu und mit der neuen Beitragszeit berechnet 
oder bleiben diese unberührt? Wären bei einer 
Neuberechnung der Gutschriften allenfalls auch 
vorhandene Gutschriften nach dem Referenzalter 
anzurechnen (s. Art. 52f AHVV)?
Bei einer Neuberechnung mit höherer Beitragszeit 
und ohne Anrechnung allfälliger zusätzlicher Gut-
schiften würde auf jeden Fall der Durchschnitts-
betrag der Gutschriften sinken.
Eine Klärung auf Verordnungsstufe ist notwendig.

Art. 52f AHVV: 
Betreuungsgutschriften

Für Beitragszeiten nach dem Referenzalter können 
keine Erziehungsgutschriften angerechnet werden 
(siehe Anmerkungen zu Art. 52dbis AHVV).

Art. 53ter AHVV: Summe 
der Renten bei 
Ehepaaren mit anteiligen 
Renten

Bezieht ein Ehegatte oder beziehen beide Ehegatten eine anteilige 
Altersrente vor, so wird der nach Art. 53bis ermittelte Höchstbetrag 
(zweimal die höhere Rentenskala plus einmal die tiefere Rentenskala, 
geteilt durch drei) der beiden Renten zusätzlich mit dem Prozentsatz 
des höheren Rentenanteils multipliziert.
In der Rentenwegleitung ist der Berechnungsvorgang festgehalten. 
Weil die Beitragsdauer bei einem Vorbezug immer unvollständig ist, 
muss in einem ersten Schritt die gewichtete Rentenskala ermittelt 
werden.

Die Vorgaben aus der Rentenwegleitung sind nur 
auf nur Weisungsebene (Rentenwegleitung) 
geregelt. Die Regelung gehört in die Verordnung.

Art. 56bisAHVV: Kürzung 
bei Vorbezug

Wie die genaue Berechnung zu erfolgen hat, wird erst in der Renten-
wegleitung dargelegt.
Wie der Zuschlag von CHF 70.- (pro Monat) bei einem Renten-
vorbezug behandelt wird, ist in der Verordnung (auf den ersten Blick) 

Die Regelung gehört in die Verordnung.
Lediglich in der Broschüre des Bundesamtes für 
Sozialversicherung "Altersvorsorge 2020" (Ausgabe 
August 2017) wird auf Seite 22 deutlich erwähnt, 
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nicht leicht erkennbar. dass für jedes fehlende Beitragsjahr auch der 
Zuschlag von CHF 70.- anteilsmässig gekürzt wird. 
Eine Angabe in der Verordnung wäre angebracht.

Art. 80 AHVV: 
Verzinsung der 
Schadenersatz-
forderungen

Auf Weisungsstufe ist zu prüfen, ob die Verzinsung 
der Schadenersatzforderung beim Vorliegen eines 
Verlustscheines gegenüber einem verantwortlichen 
Organmitglied nicht auch unterbrochen wird.

Übergangsbestimmungen
Bst. c: Anrechnung von 
Beitragszeiten und 
Einkommen nach dem 
Referenzalter

Lediglich die nach dem Inkrafttreten erzielten Einkommen und 
Beitragszeiten können berücksichtigt werden.

Weder im Gesetz noch in der Verordnung und auch 
nicht in der Rentenwegleitung steht, was bei dieser 
Berechnung mit den Erziehungs- und/oder 
Betreuungsgutschriften passiert. Eine Klärung auf 
Verordnungsstufe scheint uns wichtig.
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

diverse Siehe Antrag Zu prüfen ist, ob verschiedene Anwendungs-
bestimmungen, die in der Wegleitung zu den 
Ergänzungsleistungen zur AHV/IV in die Verordnung 
festgehalten sind, aufgenommen werden sollen.
Es betrifft die Randziffern 3441.02, 3441.03, 3441.04 
(Vermögensverzehr); 3452.01, 3452.02, 3452.03 
(Anrechnung schweizerischer Renten während des 
Vorbezugs und des Aufschubs); 3482.08, 3482.09 und 
3482.10 (Verzicht auf Renteneinkommen).
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV)

Allgemeine Bemerkungen
U.E. fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige 
Reglementsanpassungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 
31.12.2020) vorzunehmen sind.

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Art. 18b Die Bestimmung ist wichtig und richtig. Wir begrüssen die Ergänzung und die 
Aufnahme der Übergangsbestimmung für die Anpassung bereits bestehender 
FZE.
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Art. 12 Abs. 4 Die Erläuterungen (S. 32/33) beziehen sich auf einen Artikel 12 Absatz 2bis; 
wir ersuchen um Konsolidierung, damit Missverständnisse vermieden werden 
können.
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2)

Allgemeine Bemerkungen
Mit den vorgesehen Änderungen grundsätzlich einverstanden. Die Anpassungen in der BVV 2 beruhen auf Änderungen auf Gesetzesstufe und 
sind deshalb weitgehend vorgegeben. So auch der Art. 17 BVV 2 (gestützt auf Art 13c Abs. 2 BVG). Gerade auch diese Bestimmung ist komplex 
und verursacht beim Vollzug entsprechenden (kostenintensiven) Umsetzungsaufwand und ist (einmal mehr bei Bestimmungen zur Beruflichen 
Vorsorge) steuerlich motiviert zwecks Vermeidung von Missbräuchen. Hier wäre es begrüssenswert, wenn solche Motive nicht durch 
Beschränkungen im Vollzug der Beruflichen Vorsorge, sondern direkt im Steuerrecht vorgesehen würden. 

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)

Übergangsbestimmungen
Bst. b. Abs. 3 und 
Bst. c. Abs. 2

Wir empfehlen bei beiden Bestimmungen jeweils die Variante 2. 
Es ist nicht einzusehen, weshalb nur denjenigen Versicherten, welche 
exakt bei Vollendung des 64. bzw. 65 Altersjahrs eine Altersrente 
beanspruchen, eine Besitztstandseinlage gewährt werden soll, weil 
das BVG (bisher) nur das gesetzliche Rücktrittsalter und keinen 
vorzeitigen Altersrücktritt vorsieht. Nebst der Tatsache, dass die 
Variante 1 gerade bei unfreiwillig und vorzeitig aus dem Erwerbsleben 
ausgeschiedenen Personen äusserst stossend wäre, ist zu 
berücksichtigen, dass auch bei Vorsorgeeinrichtungen mit minimalen 
Leistungen gemäss BVG bereits heute ein vorzeitiger Altersrücktritt 
reglementarisch vorgesehen werden kann. Die Variante 1 stellt 
zudem sehr hohe Anforderungen an die Aufklärung und Information 
durch die Vorsorgeeinrichtungen und Arbeitgebenden: Die 
Versicherten müssten rechtzeitig auf die einschneidenden 
Konsequenzen einer vorzeitigen Pensionierung hingewiesen werden.

Art. 1 h Abs. 1, Satz 1 Die Senkung des Prozentsatzes auf 4% (statt wie bisher 6%) ist zu 
begrüssen.

Art. 27 Abs. 4 und 5 Die Verzichtsmöglichkeit ist grundsätzlich zu begrüssen; damit keine 
unnötigen Rechtsstreitigkeiten generiert werden, muss die 
Durchführung eines Verzichtes klar geregelt sind. Diesbezüglich 
müsen die Erläuterungen u.E. noch präzisiert werden: derzeit gehen 
wir davon aus, dass ein Verzicht durch die Aufsichtsbehörde nur dann 

Formulierungsvorschlag zu Abs. 5: Sie kann auf 
eine TL verzichten, wenn im Falle einer 
Unterdeckung der Anteil des Fehlbetrages….
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zu prüfen ist, wenn eine versicherte Person Antrag auf Durchführung 
der TL stellt. Diesbezüglich sind die Erläuterungen zur 
Informationspflicht der Vorsorgeeinrichtung suboptimal (ohne 
Information kennt der Versicherte die Verzichtgründe nicht). Für den 
Fall der Unterdeckung ist der Verweis auf die Erfüllung der 
kumulativen Voraussetzungen von Absatz 4 nicht schlüssig bzw. 
verwirrend. Wir regen an, dass die erforderliche Voraussetzung klar 
genannt wird (im Unterdeckungsfall dürfen keine freien Mittel mehr 
vorhanden sein und der Deckungsgrad liegt notorisch unter 108% 
bzw. unter 100%, d.h. zwei Voraussetzungen nach Abs. 4 sind 
obsolet)
Nach den Erläuterungen zu  Abs. 5 bezieht sich dieser Verzicht 
ausschliesslich auf den Fall der Unterdeckung mit Ausfinanzierung 
der Deckungslücke durch Dritte. Dies ist nicht vollständig kompatibel 
mit dem Verordnungstext, da sich Fehlbetrag auch auf die Differenz 
zwischen verschiedenen Deckungsgraden beziehen könnte.  
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3)

Allgemeine Bemerkungen
U.E. fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige 
Reglementsanpassungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 
31.12.2020) vorzunehmen sind.

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(AVIV)

Allgemeine Bemerkungen

Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)
Übergangs-
bestimmungen

Es fehlen jegliche Aussagen zu den Übergangsbestimmungen für Frauen mit 
einer Rahmenfrist für den Leistungsbezug nach Art. 27 Abs. 3 AVIG: vier 
Jahre vor Erreichen des Referenzalters.

Vorgaben für Übergangsbestimmungen sind zu 
erlassen.
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Formulaire de prise de position pour la consultation relative à l’ordonnance sur la réforme de la prévoyance vieillesse 
2020 

Procédure de consultation du 16.06.2017 au 06.10.2017 

Avis donné par 
 
Nom / société / organisation / office : Conseil d’Etat de la République et canton de Genève  
 
Abréviation de la société / de l'organisation / office : représenté par le Département de l’emploi, des affaires sociales et de la santé (DEAS), soit 
   pour lui la Direction générale de l’action sociale (DGAS) 
 
Adresse      : Rue de l’Hôtel-de-Ville 14, Case postale 3952, 1211 Genève 3 
 
Personne de référence : M. Jean-Christophe Bretton, directeur général de l’action sociale  
    
Téléphone : 022 546 51 45 
 
Courriel : jean-christophe.bretton@etat.ge.ch  
 
Date : 25 septembre 2017 
 
 
 
 
Remarques importantes : 
1. Veuillez remplir cette page de garde avec vos informations. 

2. Utilisez une ligne par article de l’ordonnance. 
3. Veuillez faire parvenir votre prise de position en format Word (en plus du document PDF) d'ici au 6 octobre 2017, à l’adresse suivante :  

emina.alisic@bsv.admin.ch

mailto:jean-christophe.bretton@etat.ge.ch
mailto:mailtovernehmlassungen@blv.admin.ch
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1 Remarques générales  

 

De manière générale, notre Conseil se déclare globalement favorable quant aux propositions, essentiellement de nature technique, contenues dans le 
projet d’ordonnance soumis en consultation, ces dernières s’attachant à concrétiser la loi fédérale sur la réforme de la prévoyance vieillesse 2020 afin d’en 
assurer l’exécution dans le respect de ses contours. 

 
Nous tenons toutefois à relever que si la réforme de la prévoyance vieillesse 2020 avait été acceptée par le peuple le 24 septembre 2017, le délai à 
disposition des organes d’application pour préparer la mise en œuvre des mesures, dont l’entrée en vigueur était fixée au 1er janvier 2018, aurait été 
particulièrement court pour les organes d’application. A l’avenir, la fixation de la date d’entrée en vigueur devrait mieux tenir compte de l’ensemble des 
aspects opérationnels nécessaires à la mise en œuvre d’une réforme de grande ampleur et ce afin d’éviter aux organes d’application d’entreprendre de 
nombreuses et coûteuses actions pouvant s’avérer inutiles.  
 
 
La prise de position du canton de Genève exprimée ci-après se concentre uniquement sur les modifications des actes et dispositions réglementaires ayant 
suscité des commentaires particuliers, étant précisé que les ajouts et propositions d’adaptation des dispositions réglementaires concernées par le projet 
d’ordonnance sur la réforme de la prévoyance vieillesse 2020 figurent en rouge souligné dans les rubriques correspondantes. 
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2 Règlement sur l'assurance-vieillesse et survivants (RAVS) 

Remarques générales 
 
   Article Remarque / Suggestion  Proposition de modification (proposition de texte) 
 
Art. 29, al. 1, 
RAVS 

 
Cette disposition, qui correspond à l’actuel article 29, alinéa 6, RAVS, laisse 
à l’autorité le soin d’apprécier ce qu’il faut entendre par « fortune s’écartant 
considérablement » de celle établie par les autorités fiscales. Le recours à 
l’adverbe « considérablement » qui figure dans cette disposition devrait être 
précisé dans les Directives sur les rentes, bien que les cas dans lesquels 
l’actuel article 29, alinéa 6, RAVS trouvent application soient rares. 
 

 
      

 
Art. 50 RAVS 

2 Règlement sur l'assurance-vieillesse et survivants (RAVS) 

Remarques générales 
 
   
Article Remarque / Suggestion  Proposition de modification (proposition de texte) 
 
Art. 29, al. 1, 
RAVS 

 
Cette disposition, qui correspond à l’actuel article 29, alinéa 6, RAVS, laisse 
à l’autorité le soin d’apprécier ce qu’il faut entendre par « fortune s’écartant 
considérablement » de celle établie par les autorités fiscales. Le recours à 
l’adverbe « considérablement » qui figure dans cette disposition devrait être 
précisé dans les Directives sur les rentes, bien que les cas dans lesquels 
l’actuel article 29, alinéa 6, RAVS trouvent application soient rares. 
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 Herrn Bundesrat 
Alain Berset 
Eidgenössisches Departement des Innern 
EDI 
3003 Bern 
 
Versand per E-Mail an: 
Emina.alisic@bsv.admin.ch 
(Versand in Formaten pdf und word) 

Rathaus, Marktplatz 9 
CH-4001 Basel 
 
Tel.: +41 61 267 80 54 
Fax: +41 61 267 85 72 
E-Mail: staatskanzlei@bs.ch 
www.regierungsrat.bs.ch 
 
 

Basel, 27. September 2017 
 

Regierungsratsbeschluss vom 26. September 2017 
 
Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 16. Juni 2017 laden Sie die Kantonsregierungen sowie weitere Kreise im 
Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 
zur Stellungnahme ein. Wir danken Ihnen für die uns eingeräumte Möglichkeit, zum vorliegenden 
Entwurf Stellung zu nehmen.  
 
Im beiliegenden Antwortformular äussert sich der Kanton Basel-Stadt insbesondere zu den zwei 
vom Bundesrat unterbreiteten Varianten bei den Übergangsbestimmungen zur Verordnung über 
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) für die Übergangsgenerati-
on bei einem Altersrücktritt vor dem aktuellen gesetzlichen Rücktrittsalter. Wir befürworten die 
Variante 2 mit einer Leistungsgarantie. Diese Variante beurteilen wir als sach- und systemge-
recht. Sie trägt der zentralen Zielsetzung der Altersreform, den Altersrücktritt besser zu flexibilisie-
ren, Rechnung und vermeidet eine finanzielle Lastenverlagerung zu anderen Sozialleistungen 
(insbesondere zu den Ergänzungsleistungen), welche massgeblich durch Kantone und Gemein-
den finanziert werden. 
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Wunschgemäss haben wir unsere Bemerkungen und Anträge auf dem zur Verfügung gestellten 
Antwortformular eingetragen, welches wir Ihnen in der Beilage sowie per E-Mail an  
emina.alisic@bsv.admin.ch zukommen lassen.  
 
 
Freundliche Grüsse 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

  
 
Elisabeth Ackermann Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsidentin Staatsschreiberin 
 
Beilage: Antwortformular 

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch


 Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

 Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
  

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Effingerstrasse 20, 3003 Bern 
Tel. +41 58 462 90 11 
info@bsv.admin.ch 
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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Kanton Basel-Stadt 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : BS 
 
Adresse : Rathaus, Marktplatz 9, 4001  Basel 
 
Kontaktperson : Dr. Antonios Haniotis 
 
Telefon : +41 61 267 86 39 
 
E-Mail : antonios.haniotis@bs.ch 
 
Datum : 26.09.2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch   

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch
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1 Allgemeine Bemerkungen  

 
Zur AHVV haben wir aus Sicht des Kantons keine Bemerkungen. Da die Gesetzesvorlage selbst bereits viele Details und technische Einzelheiten beinhal-
tet, konnte schon vieles auf Weisungsebene konkretisiert werden, was in Absprache mit den Durchführungsorganen erfolgt ist, bevor die AHVV-
Anpassungen erarbeitet wurden. Die Verordnungsebene hat in dieser Konstellation keine sehr weitreichende Bedeutung mehr und gibt uns keinen Anlass 
für Bemerkungen. 
Dasselbe trifft auch für die Anpassungen der ELV zu. 
   
Zu den Verordnungsbestimmungen im BVG-Bereich regen wir an, bei der Schlussredaktion das Augenmerk nochmals vertieft auf die Verständlichkeit der 
komplexen Regelungen zu richten. 
 
Bei den Übergangsbestimmungen zur BVV 2, Bst. b und c, sprechen wir uns klar für die Variante 2 mit einer Leistungsgarantie für die Übergangsgene-
ration bei einem Altersrücktritt vor dem gesetzlichen Rücktrittsalter aus. Wie der Bundesrat in seinen Erläuterungen (insbes. S. 43) ausführt, präzisieren 
die gesetzlichen Bestimmungen nicht, ob die Leistungsgarantie, welche der Übergangsgeneration gewährt wird, nur beim Rentenalter 65 für Männer und 
64 für Frauen (ordentliches Rentenalter gemäss dem geltenden Recht) gilt oder auch beim Altersrücktritt vor diesem Alter. Die Übergangsbestimmungen 
des BVG regeln diese Frage nicht eindeutig. Da der Bundesrat die Kompetenz hat, die Einzelheiten zu regeln, schlägt er zwei Varianten in dieser Ver-
nehmlassung vor: Variante 1 ohne Garantie bei Altersrücktritt vor 64/65 Jahren und Variante 2 mit Garantie.  
 
Wie der Bundesrat darlegt, ist der Unterschied für die Versicherten von grosser Bedeutung. Dies gilt insbesondere für Personen, die unfreiwillig vor dem 
gesetzlichen Rücktrittsalter aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Bezieht eine Person ihre Altersleistung nur einen Monat vor Vollendung des 64. bzw. 65. 
Altersjahres, so erhält sie nach Variante 1 keine Besitzstandseinlage mit Mitteln des Sicherheitsfonds. Nach Variante 2 erhält sie eine solche, allerdings 
entsprechend dem vorzeitigen Rücktritt mit einem gekürzten Umwandlungssatz.  
 
Variante 1 scheint uns in ihrer Tragweite und Härte nicht sachgerecht und mit der zentralen Zielsetzung der Altersreform, den Altersrücktritt besser zu 
flexibilisieren, nicht vereinbar. Wir halten es daher nicht für gerechtfertigt, den Spielraum des Gesetzes mit einer so restriktiven Regelung zu konkretisie-
ren. Die Variante 2 erscheint dagegen sach- und systemgerecht.  
 
Tendenziell dürften sich einkommensschwache Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eher veranlasst sehen, sich frühpensionieren lassen zu müssen, 
z.B. solche, die einer anstrengenden körperlichen Arbeit nachgehen (wie im Bauwesen). Mit der Variante 1 würden sie Rentenverluste erleiden. Sollte dies 
eintreffen, so könnte es zu einer Kompensation durch andere Sozialleistungen (insbesondere Ergänzungsleistungen) kommen, welche massgeblich durch 
Kantone und Gemeinden finanziert werden. Diese finanzielle Lastenverlagerung scheint uns nicht sachgerecht, weshalb wir uns auch aus diesem Grund 
für die Variante 2 aussprechen. 
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2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
Zur AHVV haben wir aus Sicht des Kantons keine Bemerkungen. Da die Gesetzesvorlage selbst bereits viele Details und technische Einzelheiten beinhal-
tet, konnte schon vieles auf Weisungsebene konkretisiert werden, was in Absprache mit den Durchführungsorganen erfolgt ist, bevor die AHVV-
Anpassungen erarbeitet wurden. Die Verordnungsebene hat in dieser Konstellation keine sehr weitreichende Bedeutung mehr und gibt uns keinen Anlass 
für Bemerkungen. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELV) 

Allgemeine Bemerkungen 
Zur ELV haben wir keine Bemerkungen (vgl. unsere Bemerkungen zur AHVV). 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV) 

Allgemeine Bemerkungen  
U.E. fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige Reglementsanpas-
sungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 31.12.2020) vorzunehmen 
sind. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 18b 

 
Die Bestimmung zur Garantieleistung ist wichtig und richtig. Wir begrüssen 
die Ergänzung und die Aufnahme der Übergangsbestimmung für die Anpas-
sung bereits bestehender Freizügigkeitseinrichtungen. 
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 12 Abs. 4 

 
Die Erläuterungen (S. 32/33) beziehen sich auf einen Artikel 12 Absatz 2bis; 
Wir ersuchen um Konsolidierung, damit Missverständnisse vermieden wer-
den können. 
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 1 h Abs. 1, Satz 1 

 
Die Senkung des Prozentsatzes auf 4% (statt wie bisher 6%) ist zu 
begrüssen. 

 
      

 
Art. 27 Abs. 4 und 5 

 
Die Verzichtsmöglichkeit ist grundsätzlich zu begrüssen. Damit keine 
unnötigen Rechtsstreitigkeiten generiert werden, muss die Durchfüh-
rung eines Verzichtes klar geregelt sein. Diesbezüglich müssen die 
Erläuterungen u.E. noch präzisiert werden: Derzeit gehen wir davon 
aus, dass ein Verzicht durch die Aufsichtsbehörde nur dann zu prüfen 
ist, wenn eine versicherte Person Antrag auf Durchführung der Teilli-
quidation stellt. Diesbezüglich sind die Erläuterungen zur Informations-
pflicht der Vorsorgeeinrichtung suboptimal (ohne Information kennt der 
Versicherte die Verzichtsgründe nicht). Für den Fall der Unterdeckung 
ist der Verweis auf die Erfüllung der kumulativen Voraussetzungen von 
Absatz 4 nicht schlüssig bzw. verwirrend. Wir regen an, dass die erfor-
derliche Voraussetzung klar genannt wird (im Unterdeckungsfall dürfen 
keine freien Mittel mehr vorhanden sein und der Deckungsgrad liegt 
notorisch unter 108% bzw. unter 100%, d.h. zwei Voraussetzungen 
nach Abs. 4 sind obsolet) 
Nach den Erläuterungen zu  Abs. 5 bezieht sich dieser Verzicht aus-
schliesslich auf den Fall der Unterdeckung mit Ausfinanzierung der 
Deckungslücke durch Dritte. Dies ist nicht vollständig kompatibel mit 
dem Verordnungstext, da sich der Fehlbetrag auch auf die Differenz 
zwischen verschiedenen Deckungsgraden beziehen könnte.   

 
Formulierungsvorschlag zu Abs. 5: Sie kann auf 
eine Teilliquidation verzichten, wenn im Falle einer 
Unterdeckung der Anteil des Fehlbetrages…. 

 
Übergangsbestimmungen 

 
Bezüglich der Besitzstandsgarantie für die Übergangsgeneration 
schlägt der Bundesrat zwei Varianten für diejenigen Versicherten vor, 
welche sich vor dem ordentlichen Rentenalter gemäss geltendem 
Recht pensionieren lassen. Die Besitzstandsgarantie kommt denjeni-
gen Versicherten zu Gute, deren Rente sich einzig nach der obligatori-
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schen Vorsorge (Einkommen <84‘600 Franken) berechnet. Variante 1 
ist die ursprünglich in der Botschaft des Bundes vorgesehene Nichtbe-
rücksichtigung von Frühpensionierten. Die Variante 2 würde die Früh-
pensionierten (unter Annahme einer Kürzung) berücksichtigen und 
hätte Mehrkosten von rund 100 Mio. Franken im Jahr 2030 zur Folge.  
In der Tendenz dürften sich einkommensschwache Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer eher frühpensionieren lassen (müssen), z.B. solche, 
die einer anstrengenden körperlichen Arbeit nachgehen (z.B. Bauwe-
sen). Diese würden mit der Variante 1 Rentenverluste erleiden. Sollte 
dies eintreffen, so könnte es nach unserer Interpretation zu einer Kom-
pensation durch andere Sozialleistungen (insbesondere Ergänzungs-
leistungen) kommen, welche massgeblich durch Kantone und Ge-
meinden finanziert werden. Diese Folge scheint uns nicht sachgerecht, 
weshalb wir uns für die Variante 2 aussprechen. 
      

 
Art. 10 Abs. 2 

 
Wir würden die Bündelung von Lohnänderungen begrüssen, bei denen 
der neue Lohn nicht mehr als 10% (statt der vorgeschlagenen 5%) 
vom zuletzt gemeldeten abweicht.        

 
      

 
Art. 17a 

 
Vorliegende Verordnungsbestimmung, wonach der Bezug der Alters-
leistung in Kapitalform auch dann in höchstens drei Schritten zulässig 
ist, wenn der bei einem Arbeitgeber erzielte Lohn bei mehreren Vor-
sorgeeinrichtungen versichert ist, ist zwar die logische Konsequenz 
aus der entsprechenden Gesetzesbestimmung von Art. 13a und d 
BVG. Der vorgeschlagene Verordnungstext lässt aber offen, wie die 
Administration dieser Auflage sowie die Koordination unter den ver-
schiedenen Vorsorgeeinrichtungen zu erfolgen hat. Eine grosse Hürde 
wird vor allem die »konsolidierte Betrachtung« darstellen.  
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3) 

Allgemeine Bemerkungen 
U.E. fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige Reglementsanpas-
sungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 31.12.2020) vorzunehmen 
sind. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(AVIV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 



kanton Slarus ffi

Telefon 055 646 60 11112115
Fax 055 646 60 09
E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
www.gl.ch

Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgenössisches Departement
des lnnern EDI
3003 Bern

Glarus, 26. September 2017
Unsere Ref: 2017-143

Vernehmlassung i. S. Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020

Hochgeachteter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Departement des lnneren EDI gab uns in eingangs genannter Angele-
genheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und lassen uns gerne wie folgt
vernehmen:

1,1.

Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

AHW

Artikel29
Es ist zu prüfen, ob als lnterpretationshilfe in den Weisungen der unbestimmte Begriff "er-
heblich" nicht mit einem Prozentsatz konkretisiert werden könnte. Allerdíngs muss auch ge-
sagt werden, dass die Anwendungsfälle dieser bereits bestehenden Bestimmung (Art. 29
Abs. 6 AHW bisher) sehr selten sind.

Artikel 50

Artikel 1a litera d AHVG nennt neu die "Familienangehörigen" als Mitversicherte von obliga-
torisch Versicherten. Artikel 1 Buchstabe b AHW präzisiert, dass Kinder bis zum 25. Alters-
jahr mitversichert sind. Artikel 50 AHW nennt dann zwar den Buchstaben b von Artikel 1

AHVG, aber auch Artikel 29 ter Absatz 2 Buchstabe b und c AHVG. Die Person bzw. das
Kind, welche nun mitversichert war, erfüllt Artikel 1a Buchstabe d nicht, weil sie keine Beiträ-
ge bezahlt hat und zu Artikel 29 ter Absatz 2 passt sie auch nicht als beitragsbefreite Person,
weil dort nur der Ehegatte genannt sind.

Es fehlt in der Verordnung (im Gesetz ist ja eine Anderung nicht mehr möglich) irgendwie die
"Neuheit", dass auch Beitragszeiten angerechnet werden müssen, wenn ein Kind mit seinen
Eltern mitversichert war und keine Beiträge bezahlt hat. Bisher gab es das nur bei Ehepaa-
ren.

Vorschlag:
(...... aufweist oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe b mitversichert war.)

1



Artikel 52

Dieser Artikel schliesst die Anrechnung von Einkommen in der Zeit vom 1. Januar des Jah-
res, in welchem das Referenzalter erreicht wird bis und mit dem Monat des Referenzalters,
aus. Artikel 52a erlaubt diese Anrechnung.
Allenfalls wäre in Artikel 52c ein Ven¡reis auf Artikel 52a möglich. Von der Reihenfolge her
scheint es wenig glücklich, zuerst die Anrechnung zu ermöglichen und dann - für den "nor-
malen" Fall - wieder auszuschliessen. Ein Verweis wäre sicher sinnvoll oder evtl. eine Ände-
rung der Reihenfolge, sodass die allgemeine Regel (Art. 52c) vor der Ausnahme (Art. 52a)
zu liegen käme.

Artikel 52d bis Absatz 1

Das Enverbseinkommen nach dem Referenzalter muss mindestens 25 Prozent des für die
Rente massgebenden durchschnittlichen Jahreseinkommens betragen. Dieses Einkommen
kann über maximal fünf Jahre erzielt werden. ln diesen fünf Jahren kann sich das für die
Rente massgebende durchschnittliche Einkommen infolge von Rentenerhöhungen oder we-
gen Eintritt des zweiten Versicherungsfalles verändern.

ln der aktuellen Fassung der Rentenwegleitung ist dies bereits präzisiert, gehört aber unse-
res Erachtens auch auf die Verordnungsebene. Dementsprechend müsste eine solche Be-
stimmung in die AHW aufgenommen werden:

<... mindestens 25 Prozent des nach Artikel 29quaterAHVG ermittelten durchschnittlichen
Jahreseinkommens zum Zeitpunkt des Referenzalters, so können...>

Artikel 52d bis

Neu kann die Rente nach dem Referenzalter mit zusätzlichen Beitragszeiten und Einkom-
men nochmals berechnet werden. Weder im Gesetz noch in der Verordnung steht, was bei
dieser Berechnung mit den Erziehungs- und/oder Betreuungsgutschriften geschieht. Werden
diese neu ebenfalls und mit der neuen Beitragszeit berechnet oder bleiben diese unberührt?
Wären bei einer Neuberechnung der Gutschriften allenfalls auch vorhandene Gutschriften
nach dem Referenzalter anzurechnen (s. Art.52f)?

Bei einer Neuberechnung mit höherer Beitragszeit und ohne Anrechnung allfälliger zusätzli-
cher Gutschiften würde auf jeden Fall der Durchschnitt der Gutschriften sinken.

Eine Klärung auf Verordnungsstufe scheint uns wichtig.

Artikel 52f
Artikel 29bis Absatz 2 und Artikel 29sexies Absatz 2 AHVG bestimmen, dass Erziehungsgut-
schriften bis zum 31. Dezember vor Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet werden und
dass sie bis zum 31. Dezember vor dem Referenzalter des älteren Ehepartners geteilt wer-
den. Es steht aber ausser in den Weisungen (Rentenwegleitung Rz 5187) nirgends, dass sie
nicht über das Referenzalter hinaus angerechnet werden können. Mit der Möglichkeit der
Neuberechnung der Altersrente wäre es unseres Erachtens richtig, dies in der Verordnung
zu regeln, z.B" mit einem Absatz 3:

<Für Beitragszeiten nach dem Referenzalter können keine Erziehungsgutschriften ange-
rechnet werden.>

Artikel 53ter Absatz 2

Entsteht in dieser Konstellation eine Plafonierung, müssen für die Berechnung der Kürzung
die Alters- und die lnvalidenrente zusammengezählt werden. Der Kürzungsbetrag muss
dann aber wieder auf die beiden Renten anteilmässig aufgeteilt werden. Dies ist auf Wei-

2



sungsebene geregelt. Unseres Erachtens wäre es geboten, dies auch in der Verordnung zu
regeln:

(... massgebend. Müssen die Renten plafoniert werden, ist der Kürzungsbetrag anteilmässig
auf die Alters- und die lnvalidenrente aufzuteilen.>

Artikel 80

Auf Weisungsstufe ist zu prüfen, ob die Verzinsung der Schadenersatzforderung beim Vor-
liegen eines Verlustscheines gegenüber einem verantwortlichen Organmitglied nicht auch
unterbrochen wird.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den Aus-
druck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

Für den Regieru

Rolf Widmer
Landammann

Dürst
Ratsschreiber

E-Mail an: emina.alisic@bsv.admin.ch

versandt am

3
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Kanton Schaffhausen 
Departement des Innern 

Mühlentalstrasse 105 
CH-8200 Schaffhausen 

www.sh.ch 

Telefon 052 632 74 61 
Fax 052 632 77 51 
sekretariat.di@ktsh.ch 
 

 

 

 

 Schaffhausen, 27. September 2017

 

Vernehmlassung zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 16. Juni 2017 haben Sie die Kantone zu einer Vernehmlassung in oben 

erwähnter Angelegenheit eingeladen. Ihre Einladung wurde zuständigkeitshalber an das Depar-

tement des Innern weitergeleitet. Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Am letzten Sonntag, den 24. September 2017, scheiterte die Reform der Altersvorsorge 2020 

an der Urne. Wie telefonisch abgesprochen gehen wir davon aus, dass das vorliegende Ver-

nehmlassungsverfahren damit gegenstandslos geworden ist und sich eine Stellungnahme un-

sererseits erübrigt. 

 

Für die Kenntnisnahme und Ihr Verständnis danken wir Ihnen. 

Freundliche Grüsse 

Der Departementsvorsteher 

 

Walter Vogelsanger, Regierungsrat 
 

Kopie z.K.: 

- Finanzdepartement 

- Volkswirtschaftsdepartement 

- Staatskanzlei 

- Sozialversicherungsamt Schaffhausen 

Departement des Innern  

Bundesamt für Sozialversicherungen 
BSV 
3003 Bern 
      
per E-Mail an: 
emina.alisic@bsv.admin.ch  
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 Eidgenössisches Departement des Innern EDI  Bundesamt für Sozialversicherungen BSV   

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV Effingerstrasse 20, 3003 Bern Tel. +41 58 462 90 11 info@bsv.admin.ch www.bsv.admin.ch    

Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 Stellungnahme von  Name / Firma / Organisation / Amt : Regierungsrat des Kantons Solothurn; Stellungnahme ausgearbeitet von der Ausgleichskasse   des Kantons Solothurn Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : AKSO  Adresse : Postfach 116, 4501 Solothurn (AKSO)  Kontaktperson : Kurt Hochstrasser  Telefon : 032 686 22 71  E-Mail : kurt.hochstrasser@akso.ch  Datum : 26. September 2017     Wichtige Hinweise: 1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 
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  1 Allgemeine Bemerkungen    



 3/18  

  2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) Allgemeine Bemerkungen keine    Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)  29 Abs. 1  Das Abstellen auf das Vermögen am Ende der Steuerpflicht auf Verlangen der versicherten Person soll unter der Bedingung vorgenommen werden, dass dasselbe erheblich vom Vermögen, das die Steuerbehörden ermittelt haben, abweicht. Ein Ersatz des unbestimmten Begriffs "erheblich" würde die praktische Anwendung erleichtern. Ein Orientierung an den Abstufungen der massgebenden Beitragstabellen erscheint sachgerecht. 

 � "falls dieses vom Vermögen, das die Steuerbehörden ermittelt haben, um mindestens 50 000 Franken abweicht." 
 50  Betreffend mitversicherte Kinder, welche keine Beiträge bezahlten, sind die Bestimmungen, auf die verwiesen wird, nicht unmittelbar oder wörtlich genommen anwendbar. Dies könnte mit der vorgeschlagenen Ergänzung klargestellt werden. 

 �"Beitragszeiten im Sinne von Artikel 29ter Absatz 2 Buch-staben b und c AHVG aufweist oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe b mitversichert war."  52 Abs. 1bis  Eine vorbezogene Rente kann nur noch eine Teilrente sein, unter Berücksichtigung der Lücken zwischen dem Vorbezug und dem Erreichen des Referenzalters. Eine vollständige Beitragsdauer kann erst mit Erreichen des Referenzalters erreicht werden. Für die Bestimmung ist das Verhältnis zwischen den vollen Beitrags-jahren der versicherten Person zum Zeitpunkt des Vorbezugs und denjenigen ihres Jahrgangs zum Zeitpunkt des Referenzalters mass-gebend, siehe Tabelle Art. 52 AHVV. 

 Artikel 52 AHVV schliesst die Anrechnung von Einkommen in der Zeit vom 1. Januar des Jahres, in welchem das Referenzalter erreicht wird bis und mit dem Monat des Referenzalters, aus. Art. 52a AHVV erlaubt diese Anrechnung. In Art. 52c AHVV wäre ein Verweis auf Art. 52a AHVV möglich. Die Reihenfolge ist wenig glücklich, wenn zuerst die Anrechnung ermöglicht und dann � für den "normalen" Fall � wieder verboten wird. Ein Verweis wäre sicher sinnvoll oder evtl. eine ˜nderung der Reihenfolge, sodass die allgemeine Regel (Art. 52c) vor der Ausnahme (Art. 52a) zu liegen kommt.  52dbis  Weist eine Person bei Erreichen des Referenzalters Beitragslücken auf, besteht die Möglichkeit, diese mit Weiterarbeit zu kompensieren. Das  Weder im Gesetz noch in der Verordnung und auch nicht in der Rentenwegleitung steht, was bei dieser 
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Erwerbseinkommen muss mindestens 25 % des durchschnittlich massgebenden Jahreseinkommens betragen. Die Person muss einen Antrag auf Neuberechnung einreichen. Erwerbseinkommen nach dem Referenzalter können immer berücksichtigt werden, auch wenn keine Beitragslücke besteht (Erhöhung des durchschnittlichen Jahreseinkommens; keine Mindesthöhe von 25 %) und auch wenn die Einzelperson schon die Maximalrente bezieht (Splitting im 2. Versicherungsfall, Scheidung). Diese Erwerbseinkommen werden nicht aufgewertet und zum Erwerbseinkommen zum Zeitpunkt des Referenzalters hinzugerechnet. 

Berechnung mit den Erziehungs- und/oder Betreuungsgutschriften passiert. Werden diese auch neu und mit der neuen Beitragszeit berechnet oder bleiben diese unberührt? Wären bei einer Neuberechnung der Gutschriften allenfalls auch vorhandene Gutschriften nach dem Referenzalter anzurechnen (s. Art. 52f AHVV)? Bei einer Neuberechnung mit höherer Beitragszeit und ohne Anrechnung allfälliger zusätzlicher Gutschiften würde auf jeden Fall der Durchschnittsbetrag der Gutschriften sinken. Eine Klärung auf Verordnungsstufe ist notwendig.  52f Abs. x  Art. 29bis Abs. 2 und Art. 29sexies Abs. 2 AHVG bestimmen, dass Erziehungsgutschriften bis zum 31. Dezember vor Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet werden und dass sie bis zum 31. Dezember vor dem Referenzalter des älteren Ehepartners geteilt werden. Es steht aber ausser in Rz 5187 RWL nirgends, dass sie nicht über das Referenzalter hinaus angerechnet werden können. Im Zusammenhang mit der Möglichkeit der Neuberechnung der Altersrente wäre es unseres Erachtens nützlich, dies in der Verordnung zu regeln, z.B. mit einem weiteren Absatz von Art. 52f. 

 Für Beitragszeiten nach dem Referenzalter können keine Erziehungsgutschriften angerechnet werden. (siehe Anmerkungen zu Art. 52dbis AHVV). 
 53ter Abs. 2  Bezieht ein Ehegatte oder beziehen beide Ehegatten eine anteilige Altersrente vor, so wird der nach Art. 53bis AHVV ermittelte Höchstbetrag (zweimal die höhere Rentenskala plus einmal die tiefere Renten‹skala, geteilt durch drei) der beiden Renten zusätzlich mit dem Prozentsatz des höheren Rentenanteils multipliziert. In der RWL wird der Berechnungsvorgang umschrieben. Weil die Beitragsdauer bei einem Vorbezug immer unvollständig ist, muss in einem ersten Schritt die gewichtete Rentenskala ermittelt werden. Diese Regelung gehört in die Verordnung 

 �"massgebend. Müssen die Renten plafoniert werden, ist der Kürzungsbetrag anteilmässig auf die Alters- und die Invalidenrente aufzuteilen." 

 Schluss- bestimm- ungen Bst. c 
 Lediglich die nach dem Inkrafttreten erzielten Einkommen und Beitragszeiten können berücksichtigt werden. Weder im Gesetz noch in der Verordnung und auch nicht in der RWL steht, wie bei dieser Berechnung Erziehungs- und/oder Betreuungsgutschriften behandelt werden. Eine Klärung auf Verordnungsstufe wäre zu begrüssen.. 
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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 4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)  20ter Abs. 3  Da eine Person, die ihre ganze AHV-Rente vorbezieht, nicht mehr in den Anwendungsbereich der IV fällt (s. Erläuterungen zu Art. 27ter IVV bzw. Bundesgesetz über die Reform der Altersvorsorge 2020 Art. 30 Abs. 2 IVV), schlagen wir vor, Art. 20ter Abs. 3 IVV wie nebenstehend formuliert zu präzisieren: 

 �Bezieht die versicherte Person während der Abklärungs- oder Eingliederungsmassnahmen gleichzeitig einen vorgezogenen Anteil der Altersrente nach Artikel 40 Absatz 1 AHVG und ein Taggeld, so wird das Taggeld während der Dauer des Doppelanspruchs um einen Dreissigstel des Rentenbetrags gekürzt.�  27ter  Dieser Artikel dürfte in der Praxis Anwendungsfragen aufwerfen. In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass die Methode zur Bemessung des Invaliditätsgrades so bestimmt werden müsse, als würde die versicherte Person keine AHV-Teilrente beziehen. Gleichzeitig sei der Status massgebend, welcher die Person ohne ihre gesundheitliche Beeinträchtigung hätte. Das Arbeitspensum ohne Berücksichtigung der AHV-Teilrente entspricht jedoch nicht zwingend dem Arbeitspensum ohne gesundheitliche Beeinträchtigung. Es ist unklar, wie der Status bei divergierenden Arbeitspensen zu bestimmen ist.  Das folgende Fallbeispiel soll die Schwierigkeit verdeutlichen: Eine Person reduziert ihr Vollzeitpensum, um den gesundheitlich angeschlagenen Partner/die gesundheitlich angeschlagene Partnerin zu pflegen und bezieht eine AHV-Teilrente. Anschliessend wird diese Person erwerbsunfähig. Aufgrund der Erläuterungen ist nicht klar, ob von einem Vollzeitpensum (ohne Berücksichtigung der vorbezogenen AHV-Teilrente) oder einem Teilzeitpensum (ohne gesundheitliche Beeinträchtigung) auszugehen ist.   Eine weitere Unklarheit besteht betreffend die Frage, wie bzw. ob die vorbezogene AHV-Teilrente beim Einkommensvergleich zu berücksichtigen ist. 
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)  mehrere  siehe Antrag  Zu prüfen ist, ob verschiedene Anwendungs-bestimmungen, die in der Wegleitung zu den Ergänzungsleistungen zur AHV/IV enthalten sind, in die Verordnung aufgenommen werden sollen. Es betrifft die Randziffern 3441.02, 3441.03, 3441.04 (Vermögensverzehr); 3452.01, 3452.02, 3452.03 (Anrechnung schweizerischer Renten während des Vorbezugs und des Aufschubs); 3482.08, 3482.09 und 3482.10 (Verzicht auf Renteneinkommen).  
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (FZV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                       
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                       
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                       
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)  Übergangsbestimmungen zur ˜nderung vom...  Hier werden Varianten vorgeschlagen. Wir bevorzugen diesbezüglich die Variante 2, weil mit dieser dem Gleichbehandlungsgrundsatz besser Rechnung getragen wird. (zu "Erläuternder Bericht �", S. 42 ff., insbes. 45) 
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen (BVV 3) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                       
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)                      
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (AVIV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für ˜nderungsvorschlag (Textvorschlag)  Schluss- oder Übergangsbe-stimmungen 

 Es fehlen jegliche Aussagen z. B. in Schluss- oder Übergangsbestimmungen für Frauen mit einer Rahmenfrist für den Leistungsbezug nach Art. 27 Abs. 3 AVIG: vier Jahre vor Erreichen des Referenzalters. 
 Vorgaben oder Anwendungsregeln in Schluss- oder Übergangsbestimmungen sind zu erlassen.  



 
Stadt Zürich 
Amt für Zusatzleistungen zur AHV/IV 
Amtshaus Werdplatz 
Strassburgstrasse 9 
Postfach, 8036 Zürich 4 

 

Eine Dienstabteilung des Sozialdepartements 
 

 Tel. 044 412 61 11 
Fax 44 291 03 06 
www.stadt-zuerich.ch/azl 
 
Ihre Kontaktperson: 
Ernst Reimann 
Direktwahl  044 412 60 60 
      
ernst.reimann@zuerich.ch 
 
Öffnungszeiten 
Montag bis Freitag 
08.30-11.30 und 13.30-16.00 Uhr 
Donnerstag 
08.30-11.30 und 13.30-18.00 Uhr 

 

  

Vernehmlassung zu der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Im Folgenden legen wir gerne unsere Position als Durchführungsstelle Ergänzungsleistun-
gen in Bezug auf die Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 dar. Dabei ist zu 
bemerken, dass die materiellen Vorgaben durch die Gesetzesänderungen bereits feststehen 
und es sich bei den vorgesehenen Verordnungen überwiegend um gesetzgebungstechni-
sche Anpassungen handelt, die durch die Reform der Altersvorsorge 2020, welche der 
Schweizerische Städteverband ja befürwortet, notwendig werden. 
 
Im EL-Bereich geht es um folgende Änderungen:  
 
- Regelung der Rentenanrechnung beim teilweisen Aufschub der Altersrente (Art. 11 Abs. 

1 Bst. dbis) 
- Regelung der Rentenanrechnung beim teilweisen Vorbezug der Altersrente (Art. Art. 15a 

Abs. 1 ELV gestützt auf Art. 11 Abs. 1 Bst. dter) 
- Regelung der Rentenanrechnung beim teilweisen Vorbezug der Altersrente bei Kumula-

tion mit IV oder Hinterlassenenrente (Art. 15a Abs. 2 ELV gestützt auf Art. 11 Abs. 1quater) 
- Vermögensverzehrsanrechnung beim teilweisen Vorbezug der Altersrente bei Kumula-

tion mit IV- oder Hinterlassenenrente (Art. 11 Abs. 1ter ELG) 
- Tätigkeitsbereich der Institutionen (Pro-Werke) im Vorbezugsfall (Art. 45 Bst. a und c 

ELV; inkl. Übergangsbestimmung). 
 
 
Die Bedeutung der Reform 2020 für die Ergänzungsleistungen ist sowohl in finanzieller als 
auch durchführungstechnischer Hinsicht schwierig abzuschätzen: 
 
Für die AHV-Ausgleichskassen bringt das flexible Rentenalter hochkomplexe Berechnun-
gen mit sich, insbesondere schwierige Kumulationsfälle z.b. mit IV- Teilrenten, Kombination 
von Vorbezug und Aufschub bei Ehegatten resp. Plafonierungen etc. Dabei ist nicht nur die 
erstmalige Berechnung komplizierter, die Flexibilisierung bringt auch ein Mehrfaches an Neu-
berechnungen während der Dauer des Vorbezugs resp. des (Teil-)Aufschubs.  
 
Bei den Ergänzungsleistungen führt die Flexibilisierung beim Leistungsbezug in der 1. Säule 
zu entsprechend häufigeren Anpassungen der Berechnungsgrundlagen, zumal der Vorbezug 
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als Vorleistung auf die erst bei Erreichen des Referenzalters definitiv zu berechnenden Al-
tersleistung konzipiert wird. Der Koordination zwischen Ausgleichskasse und EL-Durch-
führungsstelle wird daher eine viel entscheidendere Bedeutung als bis anhin zukom-
men. Zudem ist davon auszugehen, dass die Erweiterung der Rentenbezugsoptionen auch 
zu einem grösseren Informations- und Beratungsbedarf führen wird, da die Folgen eines 
Teilvorbezugs der AHV-Rente resp. die damit verbundene Anrechnung eines fiktiven Ren-
tenbetrages für EL-Gesuchstellende oder sie vertretende Sozialdienste nicht einfach ver-
ständlich sein werden.  
 
Finanzielle Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen haben der frühere Vorbezug, die Er-
höhung des Referenzalters für Frauen, die 70 Franken, die Erhöhung des Plafonds für Ehe-
paare; ferner der höhere Mindestbeitrag, die bessere Möglichkeit, Beitragslücken zu füllen, 
die Aufhebung des Rentnerfreibetrags bei den Beiträgen, Erhöhungsbeträge der aufgescho-
benen Leistungen, u.a.m. 
 
Die Veränderungen in der 2. Säule haben vorwiegend finanzielle Auswirkungen, so die Sen-
kung des Mindestumwandlungssatzes und der spätere Bezug/Anrechenbarkeit der Alters-
leistungen von Freizügigkeitskonten und –policen resp. das Mindestrentenalter, die Hebung 
der koordinierten Lohn und Altersgutschriftensätze von invaliden Versicherten. Ferner dürf-
ten die Änderungen beim Koordinationsabzug und der bessere Zugang zu einer freiwilligen 
rein überobligatorischen beruflichen Vorsorge Auswirkungen haben.  
 
Bezüglich der Massnahmen zugunsten der Übergangsgeneration (Übergangsbestim-
mung BVV 2 Abs. 3 Bst. B und Abs. 2 Bst. C) werden zwei Varianten vorgeschlagen. Wir ge-
ben mit Blick auf Personen, die unfreiwillig aus dem Erwerbsleben ausscheiden, der Variante 
2 den Vorzug. Sie sieht im Gegensatz zur Variante 1 die Leistungsgarantie auch im Falle ei-
nes Vorbezugs der Altersleistungen vor. 

Wir empfehlen Ihnen, sich mittels des vorgegebenen Rasters (auf elektronischem Weg) zu 
der zuletzt genannten Variantenauswahl vernehmen zu lassen. Eine weitergehende Ver-
nehmlassung zu der Mantelverordnung ist unseres Erachtens - wie eingangs erwähnt - auf-
grund der überwiegend gesetzgebungstechnischen Anpassungen nicht notwendig. 
 
 
Freundliche Grüsse, Ernst Reimann 
Zürich, 1. September 2017 
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Alisic Emina BSVVon: Aggeler, Martin <martin.aggeler@ringier.ch>Gesendet: Samstag, 9. September 2017 17:44An: Alisic Emina BSVCc: Graber Konrad; ruth.humbel@parl.chBetreff: Vernehmlassung Stellungnahme Verordnung Altersvorsorge-2020; Kürzungssätze VorbezugAnlagen: VernehmlassungVerordnungAV-2020Art.56.pdf; Altersvorsorge-2020_Formular-Stellungnahmen_de.doc; VernehmlassungVerordnungAV-2020Art.56.pdf
Guten Tag Frau Alisic 

 

Ich habe mich intensiv mit der Vorlage beschäftigt und bin bei den Kürzungssätzen für den AHV-Vorbezug 

überhaupt nicht einverstanden, wenn diese unter dem Aspekt einer stabileren AHV angewandt werden 

sollen. Vielmehr wäre es eine enorme Erleichterung für einen AHV-Vorbezug. 

 

Ich überlasse Ihnen anschauliche Zahlenbeispiele um die Kürzungssätze in der Wirkung besser 

nachvollziehen zu können. 

 Vernehmlassungsformular Pdf 

 Vernehmlassungsformular Word-Format 

 Gegenüberstellung altes/neues Recht 

Ich habe mir vorgenommen, am kommenden Montag, 11.9.2017 in Lenzburg zur *Blick on Tour* zu 

erscheinen.  Wenn sich die Gelegenheit ergibt, werde ich Herrn Bundesrat Alain Berset auf diese Thema 

ansprechen.  

 
Martin Aggeler 
Geschäftsführer 
 
Personalvorsorgestiftung der Ringier Gruppe 
Brühlstrasse 5 
4800 Zofingen 
Schweiz 
 
T +41 62 746 32 65 
M +41 79 687 07 36 
 
martin.aggeler@ringier.ch 
www.ringier.ch 
 

 
 

 
 



 Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

 Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
  

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Effingerstrasse 20, 3003 Bern 
Tel. +41 58 462 90 11 
info@bsv.admin.ch 
www.bsv.admin.ch 

 
 

 

Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Personalvorsorgestiftung der Ringier Gruppe 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : PK Ringier 
 
Adresse : Brühlstrasse 5 
 
Kontaktperson : Martin Aggeler 
 
Telefon : +41 62 746 32 65 
 
E-Mail : martin.aggeler@ringier.ch 
 
Datum : 9. September 2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch
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1 Allgemeine Bemerkungen  

Das Ziel der Altersvorsorge-2020 gilt primär der Stabilisierung der AHV und damit einhergehend die Anhebung des Rentenalters, sowie die Attraktivität der 
vorzeitigen Pensionierungen zu begrenzen. Darum wurde in der 2. Säule das frühestmögliche Rücktrittsalter angehoben. Dadurch dass die Leute länger 
arbeiten, sind sie länger AHV-pflichtig, was letztendlich dem AHV-Fond dient. Das finde ich soweit gut und zielführend. 
 
Mit der vorliegenden Verordnung wird der vorzeitige Rentenbezug (vor dem Referenzalter) aber massiv begünstigt. Das wird unweigerlich dazu führen, 
dass viel mehr vorzeitige Rentenbezüge stattfinden als bis anhin. 
 
Die Kürzung der AHV-Altersrente nach versicherungstechnischen Faktoren ist komplett falsch, da es sich nicht um ein Kapitaldeckungsverfahren sondern 
um ein Umlageverfahren handelt. Möglicherweise waren die jetzt geltenden Ansätze etwas zu hoch (6,8% pro Kalenderjahr) und zu unflexibel. 
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2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
56bis Abs. 1 

 
Die AHV-Reform wird nicht unter dem Aspekt beworben, dass die vorzeitigen 
AHV-Bezüge neu viel attraktiver werden als zuvor. Es war nicht die Absicht 
des Parlaments, die AHV-Vorbezüge zu fördern. Flexibilisieren ja, aber nicht 
aktiv fördern. Es handelt sich um einen massiven Ausbau der bisherigen 
Leistungen in Bezug auf die Vorbezugsmöglichkeiten und ist in der Wirkung 
noch grösser als die Rentenerhöhung um CHF 70. 
 
Die Kürzungssätze werden gegenüber der heute geltenden Version massiv 
reduziert, was dazu führen wird, dass die AHV-Bezüger gut beraten sind, die 
geringen Kürzungen in Kauf zu nehmen. Die Begründung, dass die 
versicherungstechnischen Kürzungssätze an die längere Lebenserwartung 
angepasst und nach unten korrigiert wird, kann in einem 
Kapitaldeckungsverfahren (angespartes Kapital) verwendet werden, darf aber 
nicht auf ein Umlagesystem angewandt werden. 
 
Wenn der Gesetzgeber weniger AHV-Vorbezüge möchte, dann hätten die 
bisherigen Kürzungssätze erhöht und nicht gesenkt werden müssen. Eine 
Erhöhung der Kürzungssätze wäre politisch ungeschickt gewesen. 
 
Beispiel: Frau 
Eine 64-jährige Frau kommt heute auf maximal CHF 2'350 Monatsrente. Mit 
der Erhöhung um CHF 70 wird die Basis für die Kürzung angehoben und mit 
einem Kürzungssatz von 4,1% dazu führen, dass sie eine Vorbezugsrente 
von CHF 2'000 machen könnte und die AHV ab Alter 65 bei CHF 2'336 
stehen würde. Empfehlung an die Frauen: macht den Rentenvorbezug 
 
 

 
Die Kürzungssätze sind neu zu berechnen. 
 
Für die AHV-Vorbezüge sollten die bisherigen 
Kürzungssätze beibehalten werden, jedoch auf 
monatliche lineare Werte interpoliert werden. 
 
Zur besseren technischen Umsetzung sollten die 
Werte linear abbildbar sein, was eine minime 
Verschiebung des Jahreswertes von 6.80% auf 6.60% 
bewirken könnte.  
 

Vorbezugsdauer in 
Monaten 

Kürzungssatz 

0 0.00 
1 0.55 
2 1.10 
3 1.65 
4 2.20 
5 2.75 
6 3.30 
7 3.85 
Etc. 12 Mte. 6.60 
24 Mte. 13.20 
36 Mte 19.80 
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Beispiel: Mann 
Ein 64-jähriger Mann könnte heute die AHV-Altersrente mit einer Kürzung 
von 6,8% (beim Maximalwert von CHF 2'350 abzüglich CHF 160) von CHF 
2'190 beziehen. Die reduzierten Kürzungssätze auf erhöhtem Niveau 
bewirken, dass ein Vorbezug von CHF 2'000 immer noch eine um rund CHF 
140 höhere Rente bewirken als zuvor. Siehe beigefügtes Beispiel.  
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      

 
      



 

 15/18 

 

 

13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(AVIV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Verein Vorsorge Schweiz 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : VVS 
 
Adresse : Stiftsgasse 9, 4051 Basel   
 
Kontaktperson : Herr Emmanuel Ullmann    
 
Telefon : 076 322 79 79  
 
E-Mail : emmanuel.ullmann@verein-vorsorge.ch 
 
Datum : 13. September 2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch
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1 Allgemeine Bemerkungen  

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. 
 
Als Verein, der die Interessen der Freizügigkeitsstiftungen und Säule 3a Einrichtungen vertritt, werden wir uns nachfolgend auf die beabsichtigten 
Änderungen in diesen Bereichen konzentrieren und die weiteren geplanten Änderungen in dieser Vorlage nicht weiter kommentieren. 
 
Zum Altersvorsorge 2020 haben wir keine Abstimmungsempfehlung publiziert. Aufgrund der Senkung des Koordinationsabzuges gehen wir davon aus, 
dass die gewünschte Versicherung von Personen mit geringen Einkommen und von Teilzeitbeschäftigte verstärkt eintreten wird. Wir erwarten 
entsprechend mehr Ein- und Austritte von kleineren Beträgen in den Freizügigkeitsstiftungen. Unsere Erfahrung zeigt jedoch, dass gerade kleinere 
Beträge häufiger kontaktlos werden. Wir gehen deshalb davon aus, dass ohne weitere Gesetzesanpassungen die Anzahl kontaktlose Guthaben künftig 
steigen wird, was unseres Erachtens bedauerlich ist und behoben werden sollte. Gerne machen wir in diesem Zusammenhang nochmals auf unsere 
Gesetzesvorschläge aufmerksam, die die Anzahl kontaktlose Guthaben im Freizügigkeitsbereich nachhaltig senken könnte: 
 

1. Geringfügigkeit gemäss Art. 5 Abs. 1 Bst. c BVG neu auf CHF 5’000.- definieren (bisher: auszahlbar, wenn Austrittsleistung tiefer als ein 
Jahresbeitrag des Arbeitnehmers ist),    

2. Pensionskassen sollten die Möglichkeit erhalten, bei ausbleibender Rückmeldung der Versicherten, die Freizügigkeitsgelder bereits nach drei 
Monaten (bisher 6) zu einer Freizügigkeitsstiftung ihrer Wahl (anstatt wie heute nur der Auffangeinrichtung) zu überweisen,    

3. Die BVG Versicherung soll bei befristeten Arbeitsverträge erst ab sechs Monaten (anstatt heute drei) Pflicht werden. 
 
Die Erhöhung des Frauenrentenalters in vier Teilschritten ist unserer Ansicht nach aus politischen Gründen nachvollziehbar. Sie stellt die Einrichtungen 
der Säule 3a jedoch vor grösseren technischen Anpassungen. Der VVS würde es deshalb begrüssen, wenn die Erhöhung des Frauenrentenalters per 
Verordnung für die 3. Säule in einem Schritt vollzogen werden könnte. Es würde zur Transparenz beitragen und würde den Vorsorgenehmerinnen 
erlauben, sofort während eines ganzen Jahres ihren 3a Beitrag einzuzahlen. 
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2 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
16, Abs. 1 und 
Zusammenhang 
mit 19c Abs. 1 

 
Der VVS lehnt die vorgesehene Neuerung ab. Entgegen den in den 
Erläuterungen zu den Verordnungsänderungen gemachten Aussagen, kann 
in der Botschaft zur Altersvorsorge 2020 keine Bestimmung gefunden 
werden, die eine solche Beschränkung analog der 3. Säule vorsehen würde. 
Der VVS erachtet diese Beschränkung nicht als zweckmässig, da es das 
erklärte Ziel des Bundesrates ist, die Arbeit im Alter zu fördern. Mit der 
Einschränkung wird dieses Bestreben jedoch torpediert: würde ein 
Arbeitnehmer ab Alter 65 entlassen, so könnte er kein Freizügigkeitskonto 
eröffnen, da er die verlangte Erwerbstätigkeit aus nachvollziehbaren 
Gründen nicht belegen könnte.  
 
Der VVS sieht mit der Neuerung vordergründig einen Mehraufwand, jedoch 
keinen zusätzlichen Nutzen. Bei Umsetzung dieser Verordnungsänderung 
müssten die Freizügigkeitsstiftungen ihre Vorsorgenehmer kontaktieren und 
analog 3a einen Nachweis der fortgesetzten Erwersbtätigkeit verlangen. Im 
Gegensatz zur 3. Säule besteht für die Freizügigkeitsstiftung jedoch keine 
Handhabung, um bei ausbleibender Antwort das Konto zu saldieren. In der 
Tat schreibt das Gesetz vor (Art. 41 Abs. 3 BVG), dass kontaktlose 
Guthaben nach 10 Jahren dem Sicherheitsfonds überwiesen werden. Der 
Vorsorgenehmer wird deshalb keine Folge seiner Untätigkeit zu spüren 
bekommen. Unabhängig davon wird der Sicherheitsfonds ab 65 aktiv 
kontaktlose Guthaben recherchieren, wodurch auch hier Zusatzkosten 
anfallen und zudem die Anzahl kontaktlosen Guthaben sich signifikant 
erhöhen dürfte. 
 
Aufgrund einer Umfrage bei seinen grösseren Mitglieder, wodurch eine 

 
Ersatzlose Streichung der Bestimmung. 
 
Bei Ablehnung des Antrags ist eine angemessene 
Übergangsfrist von fünf Jahren ab 1.1.2018 vorzusehen. 



 4/6 

 

Abdeckung von 35% des Gesamtmarktes erreicht werden konnte, weiss der 
VVS, dass Stand heute rund 8.5% des Marktes (=CHF 4.6 Mrd.) von dieser 
Neuregelung betroffen sind. Wenn sich nur ein Bruchteil der 
angeschriebenen Personen melden, ist mit einer Verdoppelung der 
kontaktlosen Guthaben zu rechnen, was nicht zweckmässig sein kann. 
 
Aufgrund der momentanen Regelung gehen wir davon aus, dass eine 
Mehrheit nicht mehr erwerbstätig ist und entsprechend das Geld beziehen 
müsste. Diese neue Bestimmung kommt unerwartet und würde die 
sorgfältige Vorsorgeplanung vieler Personen durcheinander bringen. Wir 
befürchten, dass dies ein weiterer Grund für viele betroffene Personen sein 
wird, sich nicht bei ihrer Freizügigkeitseinrichtung zu melden. Sollte die 
Verordnungsänderung in Kraft treten erwarten wir zumindest eine 
angemessene Übergangsfrist von fünf Jahren ab 1.1.2018. 
  

 
18a 

 
Der VVS begrüsst diese Regelung für neue Freizügigkeitsstiftungen, welche 
sicherstellen soll, dass nur seriöse Anbieter in den Markt eintreten sollen. 
Nebst finanzielle Hürden existieren jedoch bereits heute Kontrollen durch die 
Revisionsstellen und Stiftungsaufsichten. Diese können und sollen bei 
begründetem Verdacht strenger ausfallen (siehe Ausführungen zu Art. 18b 
untenstehend). 
 

 
      

 
18b 

 
Der VVS lehnt die vorgesehene Neuerung in dieser Form ab. Wir 
unterstützen grundsätzlich die Betrebungen, die „schwarzen Schafe“ zu 
kontrollieren. Die gemäss Verordnung vorgesehene Ausgestaltung der im 
Gesetz vorgesehene Garantieleistung funktioniert unseres Erachtens jedoch 
aus verschiedenen Gründen nicht: 
 

A) Die Stiftung würde typischerweise bei ihrer Hausbank/-versicherung 
die Garantie einholen. Aus Reputationsgründen wird sich die 
Bank/Versicherung und erst recht die Stifterin (in vielen Fällen 
deckungsgleich) hüten, ihre Stiftung bei finanziellen Schwierigkeiten 
im Stich zu lassen. Nur wenn die Bank/Versicherung selbst in 
Schwierigkeiten kommt, würde eine finanzielle Hilfeleistung 
möglicherweise unterbleiben. Doch dann wäre die erwähnte 
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Garantieleistung auch nichts wert. 
B) Der Betrag ist zu klein, um schwarze Schafe von ihrem Vorhaben 

abzubringen. Der Betrag ist möglicherweise dann zu klein, wenn es 
effektiv zu einem Liquidationsverfahren kommt und eine Schädigung 
der Vorsorgenehmer nicht auszuschliessen ist. 

 
Der VVS schlägt stattdessen folgenden Lösungsansatz vor: 
 
Zeitliche befristete Garantien einführen im Bedarfsfall. Die befristeten 
Garantien sollen für neu zu gründende Stiftungen obligatorisch sein sowie 
als Instrument der Aufsichtsbehörde vorgesehen werden, falls die Aufsicht 
kritische Feststellungen macht, die ein Einschreiten erfordert. Die Aufsicht 
kann eine Verlängerung der befristeten Garantien verlangen bis die 
Feststellungen behoben werden könnten bzw. bis die Risikoeinschätzung 
der Aufsicht gegenüber der Stiftung sich verbessert hat. 

 
 
19c Abs. 1 

 
Siehe obige Ausführungen zu Art. 16 Abs. 1 
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3 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
Mit den diversen neuen Bestimmungen soll die geltende Praxis in die Verordnung aufgenommen werden. Der VVS fragt sich, ob dies wirklich 
notwendig ist und befürchtet, dass dies der Leserfreundlichkeit der Verordnung nicht zuträglich sein wird. Dies ist u.E. mit dem Art. 3bis Abs. 2 
der Fall und könnte ersatzlos gestrichen werden. Der Absatz 3 des gleichen Artikels hingegen dient der Rechtssicherheit und wurde als Folge 
der unterschiedlichen kantonalen steuerlichen Handhabung erlassen, was der VVS explizit begrüsst.  
 
Wie einleitend festgehalten würde es der VVS begrüssen, wenn das Frauenrentenalter in einem Schritt per 1.1.2018 auf 65 erhöht werden 
könnte. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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     1   Allgemeine  Bemerkungen      Der  Bundesrat  hat  am  16.  Juni  2017  eine  Vernehmlassung  zu  geplanten  Verordnungsänderungen  über  die  Reform  der  Altersvorsorge  2020  mit  Vernehmlassungsfrist  bis  6.  Oktober  2017  eröffnet.  Wir  danken  Ihnen  für  die  Gelegenheit,  Stellung  nehmen  zu  können.  Die  KGAST  als  Verband  der  Anlagestiftungen  vereint  spezialisierte  Anbieter  von  Anlageprodukten  für  Gelder  aus  der  zweiten  Säule  wie  auch  der  Säule  3a.  Mit  einem  Bruttovermögen  von  über  CHF  120  Milliarden  per  30.  Juni  2017  verwalten  die  KGAST-­Anlagestiftungen  rund  15  Prozent  des  Vorsorgekapitals.    Unsere  Mitglieder  sind  von  den  Verordnungsänderungen  als  solches  nicht  direkt  betroffen;;  hingegen  sind  es  unsere  Anleger.  Direkt  negativ  betroffen  sind  sodann  bei  uns  investierende  Freizügigkeitseinrichtungen,  welche  einen  grossen  Investorenkreis  ausmachen.  Im  Interesse  dieser  Freizügigkeitseinrichtungen  richten  wir  unsere  Stellungnahme  an  Sie.      
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2   Verordnung  über  die  Freizügigkeit  in  der  beruflichen  Alters-­,  Hinterlassenen-­  und  Invalidenvorsorge  (FZV)  Allgemeine  Bemerkungen      Wir  verweisen  auf  die  detaillierte  Stellungnahme  des  VVS  vom  13.  September  2017.              Artikel   Kommentar  /  Bemerkungen   Antrag  für  Änderungsvorschlag  (Textvorschlag)    16  Abs.  1     Die  Beschränkung  erscheint  uns  hinsichtlich  Praktikabilität  und  Kosten  nicht  zweckmässig.      Wir  verweisen  auf  die  Details  in  der  Stellungnahme  des  VVS.  

  Ersatzlose  Streichung.    Bei  Ablehnung  der  Streichung  ist  eine  angemessene  Frist  von  fünf  Jahren  vorzusehen.      Art.  18b     Die  neue  Norm  enthält  nicht  sinnvolle  Regelungen  betreffend  unbefristete  Garantien  (im  Gegensatz  zu  Sammelstiftungen)  und  unklare  Handlungsoptionen  im  Garantiefall.  Die  Ausweitung  des  Geltungsbereiches  auch  auf  bestehende  Stiftungen  ist  nicht  zweckmässig.    
  Die  Regelung  ist  in  dieser  Form  abzulehnen.      Besser  wäre  es,  eine  zeitlich  befristete  Garantie  für  den  Bedarfsfall  einzuführen.  Solche  befristeten  Garantien  sollten  für  neu  zu  gründende  Stiftungen  obligatorisch  sein.  Zudem  sollten  solche  Garantien  als  Massnahme  der  Aufsichtsbehörde  vorgesehen  werden,  falls  besondere  Verhältnisse  ein  Einschreiten  erfordern.  Die  Aufsichtsbehörde  sollte  eine  Verlängerung  der  Befristung  verlangen  können,  bis  die  Mängel  behoben  sind  oder  bis  sich  die  Risikoeinschätzung  der  Aufsichtsbehörde  gegenüber  der  Stiftung  verbessert  hat.        .    
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3   Verordnung über  die  steuerliche  Abzugsberechtigung  für  Beiträge  an  anerkannte  Vorsorgeformen  (BVV  3)  Allgemeine  Bemerkungen      Wir  verweisen  auf  die  detaillierte  Stellungnahme  des  VVS  vom  13.  September  2017.                Artikel   Kommentar  /  Bemerkungen   Antrag  für  Änderungsvorschlag  (Textvorschlag)    



★ 
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CANTON DU VALAIS 
KANTON WALLIS

à Conseil d'Etat 
Staatsrat

EINGEGANGEN

- 6. Okt. 2017
Registratur GS EDI

2017.03510

Monsieur 
Alain Berset 
Conseiller fédéral
Chef du Département fédéral de l'intérieur 
Inselgasse 1 
3003 Berne

- H OCT. ?ei7
Consultation - Ordonnance sur la réforme de la prévoyance vieillesse 2020

Monsieur le Conseiller fédéral,

Le 16 juin 2017, les dispositions d'exécution relatives à la réforme de la prévoyance-vieillesse 
2020 ont été mises en consultation. Nous remercions le Conseil fédéral de nous avoir donné la 
possibilité de nous exprimer à ce sujet.

Etant donné les résultats des votations, le Conseil d'Etat du Canton du Valais renonce à se 
déterminer.

Nous vous prions de croire. Monsieur le Conseiller fédéral, à l’assurance de notre parfaite 
considération.

Au nom du Conseil d'Etat

Le Président

Jacques Mefly

Le Chancelier

PIwipp Spörri

Copie : emina.alisic@bsv.admin.ch

Place de la Planta, CP 478,1951 Sion 
Tél. 027 606 21 00 ■ Télécopie 027 606 21 04















1

Alisic Emina BSVVon: Urs Müller <Urs.Mueller@aeis.ch>Gesendet: Mittwoch, 27. September 2017 08:59An: Alisic Emina BSVBetreff: Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020Anlagen: Altersvorsorge-2020_Formular-Stellungnahmen_Auffangeinrichtung.doc; Altersvorsorge-2020_Formular-Stellungnahmen_Auffangeinrichtung.pdf
Sehr geehrte Frau Alisic 
 
Da die Reform der Altersvorsorge 2020 abgelehnt wurde, verzichten wir auf eine Stellungnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Urs Müller 
 
Stiftung Auffangeinrichtung BVG 
Direktion 
Weststrasse 50 
Postfach  
8036 Zürich 

www.aeis.ch 

Urs Müller 
Leiter Recht und Compliance 

+41 44 468 23 85 (Tel. direkt) 
+41 44 468 22 99 (Fax) 
urs.mueller@aeis.ch 
 
 
 



 Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

 Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
  

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Effingerstrasse 20, 3003 Bern 
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Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Stiftung Auffangeinrichtung 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : AE 
 
Adresse : Weststrasse 50 
 
Kontaktperson : Urs Müller 
 
Telefon : 044 468 23 85 
 
E-Mail : urs.mueller@aeis.ch 
 
Datum : 27. September 2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 

mailto:emina.alisic@bsv.admin.ch


 

 2/2 

 

 

 

1 Allgemeine Bemerkungen  

Da die Reform der Altersvorsorge 2020 abgelehnt wurde, verzichten wir auf eine Stellungnahme.  
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Alisic Emina BSVVon: Fahrländer GmbH <fahrlaender.gmbh@bluewin.ch>Gesendet: Montag, 2. Oktober 2017 15:49An: Alisic Emina BSVCc: Favre Dominique; Mayer Martin S.; Tischauser Roger; Ruggli-Wüest Christina; Lustenberger Markus; Stumpf Stefan; Pirrotta Jean; Gurtner HansjörgBetreff: Vernehmlassung zur Verordnung Altersvorsorge 2020Anlagen: 2017 Stellungnahme zum Entwurf VO-Reform-Altervorsorge-2020_def.docx; 2017 Stellungnahme zum Entwurf VO-Reform-Altervorsorge-2020_def.pdf
Sehr geehrte Frau Alisic  

 
Wir danken Ihnen für Ihre Einladung zur Vernehmlassung und lassen Ihnen zu den vorgesehenen Revisionen innert angesetzter 

Frist gerne die nachfolgende Stellungnahme zukommen. 
 

Namens der Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden danke ich Ihnen für die 

Einladung zur Vernehmlassung und reiche ich Ihnen in der Beilage unsere Hinweise und Bemerkungen zur 

eingangs erwähnten Verordnung ein (wunschgemäss sowohl als .docx als auch als .pdf).  Freundliche Grüsse   Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden   Andres Fahrländer Sekretär  Fahrländer GmbH, Palmenstrasse 18, 4055 Basel; +41 61 302 00 97; fahrlaender.gmbh@bluewin.ch   
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Bundesamt für Sozialversicherungen BSV 
Effingerstrasse 20, 3003 Bern 
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info@bsv.admin.ch 
www.bsv.admin.ch 

 
 

 

Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  
Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 

Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation / Amt : Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden 
 
Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : Konferenz 
 
Adresse : c/o As-So, Rue du Tivoli 2, CP 5047, 1002 Lausanne

     

 
 
Kontaktperson : Dominique Favre, Président 
 
Telefon : 021 348 10 30 
 
E-Mail : dominique.favre@as-so.ch 
 
Datum : 29.9.2017 
 
 
 
 
Wichtige Hinweise: 
1. Bitte dieses Deckbatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 

2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-
Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch   
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1 Allgemeine Bemerkungen  

Als Konferenz der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden äussern wir uns nachfolgend ausschliesslich zu den Verordnungsbestimmungen im 
BVG-Bereich.  
Wir halten aus unserer Sicht fest, dass verschiedene Bestimmungen eher schwer verständlich sind, wobei uns bewusst ist, dass die Formulierung 
technisch komplexer Sachverhalte in Gesetzestexten sehr anspruchsvoll ist. Dennoch empfehlen wir bei der Schlussredaktion das Augenmerk nochmals 
vertieft auf diesen Punkt zu richten. 
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2 Verordnung über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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3 Verordnung 15 über Anpassungen an die Lohn- und Preisentwicklung bei der AHV/IV/EO 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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4 Verordnung über die freiwillige Alters-, Hinterlassenen und Invalidenversicherung (VFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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5 Verordnung über die Rückvergütung der von Ausländern an die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung bezahlten Beiträge (RV-AHV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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6 Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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7 Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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8 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (FZV) 

Allgemeine Bemerkungen  
Unseres Erachtens fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige 
Reglementsanpassungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 
31.12.2020) vorzunehmen sind. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 18b 

 
 

 
In Art. 18b Abs. 3 FZV müsste es richtigerweise 
“Freizügigkeitseinrichtung” und nicht 
Vorsorgeeinrichtung heissen.  
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9 Verordnung über den Sicherheitsfonds BVG (SFV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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10 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 12 Abs. 4 

 
Die Erläuterungen (S. 32/33) beziehen sich auf einen Artikel 12 Absatz 2bis; 
wir ersuchen um Konsolidierung, damit Missverständnisse vermieden werden 
können. 
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11 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
 
Art. 1 h Abs. 1, 
Satz 1 

 
Die Senkung des Prozentsatzes auf 4% (statt wie bisher 6%) ist zu 
begrüssen. 

 
 

 
Art. 27 Abs. 4 
und 5 

 
Die Verzichtsmöglichkeit ist grundsätzlich zu begrüssen. Damit keine 
unnötigen Rechtsstreitigkeiten generiert werden, muss die Durchführung 
eines Verzichtes klar geregelt sind. Diesbezüglich müssen die Erläuterungen 
u.E. noch präzisiert werden.  
 
So kommt es in der Praxis durchaus vor, dass eine Vorsorgeeinrichtung im 
Zeitpunkt der Teilliquidation die kumulativen Voraussetzungen gemäss Artikel 
27g Absatz 4 erfüllt, auch technische Rückstellungen und 
Schwankungsreserven ausweist. Gemäss Artikel 27h BVV2 haben 
Versicherte im Falle eines kollektiven Austritts einen anteilmässigen 
Anspruch an diesen Rückstellungen und Reserven. Es stellt sich somit die 
Frage, ob die Vorsorgeeinrichtung auf die Durchführung auf eine 
Teilliquidation verzichten kann und damit auch die Übertragung von Anteilen 
an den Rückstellungen und Reserven aus den in Artikel 27g Absatz 4 
genannten Gründen verweigern kann. Es ist deshalb unumgänglich, dass in 
der Verordnung präzisiert wird, ob der Verzicht nur bei individuellen oder 
auch bei kollektiven Austritten Anwendung finden soll. 
 
Ausserdem ist es wichtig, dass die Informationspflichten auch bei einem 
Verzicht anwendbar sind, damit die Rechte der Versicherten gewahrt werden 
können, denn ohne zwingende Informationspflicht können die Versicherten 
die Gründe für einen Verzicht gemäss Artikel 27g Absätze 4 und 5 nicht 
kennen. Den Versicherten muss auch die Möglichkeit offen stehen, die 
Erfüllung der genannten Voraussetzungen durch die Aufsichtsbehörde 
überprüfen zu lassen. Diese Aspekte bedürfen der Präzisierung. 
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Der vorgesehene Abs. 5 regelt ausschliesslich die zusätzliche Möglichkeit 
eines Verzichts auf eine TL bei einer Unterdeckung, sofern der Fehlbetrag für 
die Austretenden vollständig durch Dritte (z.B. Arbeitgeber, Wohlfahrtsfonds) 
ausfinanziert wird. In diesem Fall wäre die Durchführung einer Teilliquidation 
ein formeller Leeerlauf, da die vollen Freizügigkeitsleistungen erbracht 
werden. Aus den Erläuterungen ergibt sich, dass Abs.4 auch im Falle einer 
Unterdeckung anwendbar ist. 
Unseres Erachtens ist hier zwingend zumindest eine untere Limite 
festzuhalten (z.B. 98 Prozent). Dass auch bei einer Unterdeckung der 
Verzicht auf eine Teilliquidation bis zu 3 Prozent Deckungsgradänderung 
zugelassen wird, ist zudem fragwürdig (bei einem DG von 98 Prozent dürfte 
er somit bis 95 Prozent fallen). Evtl. sollte der zulässige Deckungsgradverlust 
tiefer angesetzt werden (z.B. 2 Prozent).  
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12 Verordnung über die steuerliche Abzugsberechtigung für Beiträge an anerkannte 
Vorsorgeformen (BVV 3) 

Allgemeine Bemerkungen 
Unseres Erachtens fehlt eine Bestimmung für allfällige Reglementsanpassungen. Wir regen an, in allgemeiner Hinsicht festzuhalten, dass allfällige 
Reglementsanpassungen innert zwei Jahren ab Inkraftsetzung der entsprechenden Bestimmungen (oder aber mit Angabe einer Endfrist bis am 
31.12.2020) vorzunehmen sind. 
 
   Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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13 Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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14 Verordnung über die Militärversicherung (MVV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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15 Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz (EOV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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16 Verordnung über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung 
(AVIV) 

Allgemeine Bemerkungen 
 
   
Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
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Alisic Emina BSVVon: Liberty - Niedermann Rolf <Rolf.Niedermann@liberty-vorsorge.ch>Gesendet: Dienstag, 3. Oktober 2017 14:50An: Alisic Emina BSVBetreff: Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020: VernehmlassungAnlagen: Verordnung AV 2020 20171003 final.doc; Verordnung AV 2020 20171003 final.pdf
Sehr geehrter Herr Bundesrat Sehr geehrte Damen und Herren  Als Geschäftsführerin und Verwaltungsgesellschaft unabhängiger Vorsorgeeinrichtungen sowie Freizügigkeits- und 3a-Stiftungen wurden wir eingeladen, eine Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 abzugeben, wofür wir uns bedanken.   Mit der Ablehnung der beiden Vorlagen der Reform der Altersvorsorge 2020 in der Abstimmung vom 24. September 2017 werden nun zwar auch die diesbezüglichen Verordnungsbestimmungen hinfällig. Da allerdings einige der angedachten Änderungen unabhängig von der Reform bereits verschiedentlich diskutiert wurden, möchten wir dennoch gerne die Gelegenheit wahrnehmen, um diesbezüglich Stellung zu beziehen. Bitte entnehmen Sie beiliegend unsere Stellungnahme.   Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen.   Freundliche Grüsse Rolf Niedermann 
 

________________________________________  Rolf Niedermann Head Compliance  Liberty Vorsorge AG  Milchstrasse 14 Postfach 733 6431 Schwyz Schweiz  Zentrale +41 58 733 03 03 Direkt +41 58 733 03 11 Fax +41 58 733 03 04  rolf.niedermann@liberty-vorsorge.ch www.liberty-vorsorge.ch  
 Bitte drucken Sie diese E-Mail nur wenn Sie sie wirklich brauchen!  This electronic mail transmission is intended only to the addressee named above and may contain material that is confidential, proprietary or subject to legal protection or privilege. If it is received by anyone other than the named addressee, the recipient should immediately notify the sender by return electronic mail. 
 



 Eidgenössisches Departement des Innern EDI  Bundesamt für Sozialversicherungen BSV   

Bundesamt für Sozialversicherungen BSV Effingerstrasse 20, 3003 Bern Tel. +41 58 462 90 11 info@bsv.admin.ch www.bsv.admin.ch    

Formular für Stellungnahme zur Vernehmlassung der Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020  Vernehmlassung vom 16.06.2017 bis 06.10.2017 Stellungnahme von  Name / Firma / Organisation / Amt : Liberty Vorsorge AG  Abkürzung der Firma / Organisation / Amt : Liberty  Adresse : Milchstrasse 14, Postfach 733, 6431 Schwyz  Kontaktperson : Herr Rolf Niedermann, Head Compliance  Telefon : 058 733 03 03  E-Mail : rolf.niedermann@liberty-vorsorge.ch  Datum : 3. Oktober 2017     Wichtige Hinweise: 1. Bitte dieses Deckblatt mit Ihren Angaben ausfüllen. 2. Pro Artikel der Verordnung eine eigene Zeile verwenden. 3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte auch als Word-Dokument (nebst einem PDF-Dokument) bis am 6.Oktober 2017 an folgende E-Mail-Adresse: emina.alisic@bsv.admin.ch 
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  1 Allgemeine Bemerkungen  Sehr geehrte Damen und Herren  Als Geschäftsführerin und Verwaltungsgesellschaft unabhängiger Vorsorgeeinrichtungen sowie Freizügigkeits- und 3a-Stiftungen wurden wir eingeladen, eine Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung zur Verordnung über die Reform der Altersvorsorge 2020 abzugeben, wofür wir uns bedanken.   Mit der Ablehnung der beiden Vorlagen der Reform der Altersvorsorge 2020 in der Abstimmung vom 24. September 2017 werden nun zwar auch die diesbezüglichen Verordnungsbestimmungen hinfällig. Da allerdings einige der angedachten Änderungen unabhängig von der Reform bereits verschiedentlich diskutiert wurden, möchten wir dennoch gerne die Gelegenheit wahrnehmen, um diesbezüglich Stellung zu beziehen.   Sie finden deshalb nachfolgend unsere Stellungnahme zu den Art. 16 Abs. 1 und 18b E-FZV sowie Art. 1h Abs. 1 BVV 2. In Bezug auf die konkreten Änderungsvorschläge haben wir zur besseren Nachvollziehbarkeit Einfügungsanträge in grüner und Löschungsanträge in roter Farbe an den jeweiligen Textstellen angebracht.   Wir hoffen, dass Sie unsere Vorschläge aus den jeweils dargestellten Gründen bei zukünftigen Verordnungsänderungen gleicher Art berücksichtigen werden.  Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung.  Liberty Vorsorge AG   
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2 Verordnung über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (FZV) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)  Art. 16 Abs. 1  Bis anhin war es auch Personen, die nach Erreichen des Rentenalters nicht weiterhin erwerbstätig waren, möglich, die Ausbezahlung ihrer Freizügigkeitspolicen und -konten bis fünf Jahre nach Erreichen des Rentenalters, d.h. bis 70, aufzuschieben (vgl. den bestehenden Art. 16 Abs. 1 FZV).  Mit dem Art. 16 Abs. 1 E-FZV müssen Personen, welche zum Zeitpunkt des Inkrafttretens das 65. Altersjahr zurückgelegt haben und über eine Freizügigkeitspolice oder ein Freizügigkeitskonto verfügen, den Nachweis einer fortgesetzten Erwerbstätigkeit erbringen. Gelingt ihnen das nicht, wird die Altersleistung aus der Freizügigkeitseinrichtung fällig.   Aufgrund der Übergangsbestimmung zum Entwurf der FZV gilt dies jedoch nicht für Freizügigkeitspolicen, welche vor dem 1. Januar 2018 errichtet wurden. Diese werden unabhängig vom Nachweis einer Erwerbstätigkeit an dem in der Police festgelegten Rücktrittsdatum fällig.   Diese Regelung ist aus zwei Gründen stossend:   1. Rechtssicherheit 2. Gleichbehandlung  Rechtssicherheit  Die Pensionierung sollte langfristig geplant werden. Ein Baustein einer langfristigen und soliden Vorsorgeplanung ist auch die damit 

 Wir beantragen aus den angeführten Gründen, dass eine Übergangsbestimmung geschaffen wird, mit welcher die betroffenen Personen von der Verordnungsänderung ausgenommen werden. Der Text könnte dabei wie folgt lauten:  Inhaberinnen und Inhaber von Freizügigkeitskonten, die am 1. Januar 2018 das sechzigste Altersjahr bereits zurückgelegt haben, können die Altersleistungen im Sinne von Art. 16 Abs. 1 auch ohne Nachweis der weiteren Erwerbstätigkeit bis höchstens fünf Jahre nach Erreichen des Referenzalters aufschieben. 
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zusammenhängende Steuerplanung. Die Rechtsunterworfenen verlassen sich darauf, dass die Rechtsordnung langfristige Vorkehrungen, die sich nicht mehr abändern lassen, schützt. Da Eingriffe in die Planungssicherheit der Bürger gerade bei Änderungen, die sehr persönliche Bereiche wie die Vorsorgeplanung betreffen, negative Auswirkungen auf das Vertrauen in die Rechtsordnung haben, ist es aus gesellschaftlicher Sicht wichtig, dass Gesetzes- und Verordnungsänderungen so ausgestaltet werden, dass das Vertrauen in die Kontinuität der Rechtssetzung bestmöglich erhalten bleibt. Dafür sind auch allfällige Übergangsfristen in Kauf zu nehmen, die die Wirksamkeit beschlossener Massnahmen allenfalls verzögern.   Die geplante Verordnung greift die Vorsorgeplanung ein, indem Guthaben auf Freizügigkeitskonten vor dem geplanten Bezugstermin fällig werden. Davon sind nicht nur die Personen über 65 betroffen, sondern auch diejenigen, die bereits vorzeitig pensioniert sind. Für diesen Eingriff in die Planungssicherheit ist keine ausreichende Begründung ersichtlich: Hintergrund der Anpassung ist einerseits der Wunsch nach Koordination mit dem Bezug von Altersleistungen von Vorsorgeeinrichtungen. Andererseits soll ein Anreiz geschaffen werden, länger zu arbeiten, indem neu nur noch diejenigen Personen von Steuererleichterungen profitieren, welche auch weiterarbeiten (vgl. Erläuterungen, S. 49). Es rechtfertigt sich deshalb eine Übergangsbestimmung für diejenigen Personen, bei welchen die Vorsorgeplanung bereits abgeschlossen ist, d.h. bei Personen, welche bei Inkrafttreten über 60 sind.  Bei Personen, die bei Inkrafttreten der Änderung 60 oder älter sind, kann sich die Anreizwirkung zum Weiterarbeiten nicht mehr entfalten – sie werden nicht aufgrund dieser Verordnungsänderung länger arbeiten oder – wenn sie bereits pensioniert sind – ins Erwerbsleben zurückkehren. Damit verbleibt für diese Personengruppe als alleinige Rechtfertigung der Änderung der Wunsch, alle Vorsorgeleistungen nach einheitlichen Kriterien zur Auszahlung zu bringen. Dies vermag unseres Erachtens den Eingriff in die Planungssicherheit nicht zu rechtfertigen.  Unseres Erachtens ist es aufgrund der angestrebten Zwecke ausreichend, wenn Personen unter 60 unter die neue Regelung fallen, welche durch Planung ihrer Pensionierung effektiv noch auf diese Änderung reagieren 
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können.    Gleichbehandlung In den Übergangsbestimmungen wird zwischen Freizügigkeitskonten und Freizügigkeitspolicen unterschieden. Dies führt zu einer Schlechterstellung von Personen, die sich für ein Freizügigkeitskonto entschieden haben: Sie verlieren die Möglichkeit, die Freizügigkeitsleistung zum gewünschten Zeitpunkt zu beziehen, wohingegen die Personen mit Freizügigkeitspolicen – altersunabhängig! – von der Anwendbarkeit der neuen Vorschriften ausgenommen sind. Dies macht die unvermittelte Anwendung der neuen Regelung auf Freizügigkeitskonten noch stossender.    Art. 18b   Neu sollen Stiftungen, die Freizügigkeitskonten führen, über eine Garantie einer Bank oder einer Versicherung verfügen.  Es ist einerseits unklar, was mit einer solchen Garantie erreicht werden soll und andererseits ist nicht nachvollziehbar, weshalb Freizügigkeitsstiftungen über eine unbefristete Garantie verfügen müssen, während bei Sammel- bzw. Gemeinschaftseinrichtungen gemäss Art. 18 Abs. 2 und Abs. 3 BVV 1 eine auf fünf Jahre befristete Garantie ausreicht. Dies aus folgenden Gründen:   - Freizügigkeitseinrichtungen stellen dann ein Risiko für die Versicherten dar, wenn betrügerisches Handeln vorliegt. Dieses Risiko scheint sich besonders zu Beginn einer neuen Freizügigkeitseinrichtung zu verwirklichen. - Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen können auch aus anderen Gründen (namentlich mangelnder Kapitalertrag, ungenügende Finanzierung, strukturelle Schwierigkeiten) und insbesondere auch nach Jahren des Bestehens in Schieflage geraten – Freizügigkeitsstiftungen nicht, denn sie schulden "nur" das, was auf dem Konto des Versicherten liegt. - Eine Garantie über CHF 500'000 ist bei betrügerischen Machenschaften eine "quantité négligeable" – diese Summe ist um ein Vielfaches zu klein, um die Versicherten zu schützen. Nur am 

 Wir beantragen aus den angeführten Gründen, dass Art. 18b im Sinne des folgenden Textvorschlages angepasst wird:  Abs. 1:  Stiftungen, die Freizügigkeitskonten führen, müssen über eine unwiderrufliche, nicht abtretbare, unbefristete und auf mindestens 500 000 Franken lautende Garantie mit einer Verpflichtungsdauer von fünf Jahren einer der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) unterstehenden Bank oder einer der schweizerischen oder liechtensteinischen Aufsicht unterstehenden Versicherung verfügen. Die Aufsichtsbehörde kann den Mindestbetrag auf höchstens 1 Million Franken erhöhen.  Abs. 3: Die Garantie darf von der Vorsorgeeinrichtung nur gekündigt werden, wenn im Zeitpunkt der Kündigung der Nachweis über eine gleiche Garantieleistung bei einer Bank oder Versicherung für die Restlaufzeit der zu kündigenden Garantie vorliegt.   
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Rande erwähnt sei, dass einzig die Unterstellung der Freizügigkeitseinrichtungen unter den Sicherheitsfonds ein Schutz der Versicherten bewirken würde. - Offenbar sollen jedoch nicht die Versicherten geschützt werden, sondern es sollen durch die Garantie die Liquidationskosten gedeckt werden.  - Unseres Erachtens ist dies bei einer länger bestehenden Freizügigkeitseinrichtung nicht mehr nötig, da einerseits Betrugsfälle vor allem in den ersten Jahren einer Freizügigkeitseinrichtung ein Problem darzustellen scheinen und andererseits nach einer gewissen Zeit auch ein bestimmtes Betriebskapital vorhanden ist, das in einer Liquidation zur Deckung der Liquidationskosten verwendet werden kann.   Wir sind deshalb der Ansicht, dass  - die geplante Regelung für die Versicherten nur Kosten, aber keine Verbesserung bringt; - die Befristung der Garantie sich gerade im Vergleich zu Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen zwingend aufdrängt; - die Zusatzbelastung der Freizügigkeitseinrichtungen nicht durch gesteigerte Sicherheit oder andere Vorteile aufgewogen wird und deshalb die Garantie zumindest zu befristen ist.    
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3 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) Allgemeine Bemerkungen     Artikel Kommentar / Bemerkungen Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag)  Art. 1h Abs. 1 erster Satz  Wir begrüssen grundsätzlich, dass in Bezug auf das Versicherungsprinzip der Mindestanteil der Risikoprämie von 6 Prozent auf 4 Prozent gesenkt wird, da diese Grenze bereits seit längerem als zu hoch angesehen werden muss.  Eine Mindesthöhe der Risikobeiträge ist jedoch nur im überobligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge sinnvoll. Im BVG werden die Risikoleistungen zwingend vorgegeben. Daher erübrigt sich die Regelung der hierfür einzusetzenden Mittel. Auch können aufgrund der zwingenden gesetzlichen Regelung keine (ausschliesslichen) Sparpläne angeboten werden.  Konsequenterweise sollte deshalb der obligatorische Bereich der Vorsorge von der Anwendung des Art. 1h Abs. 1 ausgenommen werden.  

 Wir beantragen aus den angeführten Gründen, dass Art. 1h Abs. 1 erster Satz im Sinne des folgenden Textvorschlages angepasst wird:  Das Versicherungsprinzip ist eingehalten, wenn im Rahmen der weitergehenden Vorsorge mindestens 4 Prozent aller Beiträge zur Finanzierung der Leistungen für die Risiken Tod und Invalidität bestimmt sind; massgebend für die Berechnung dieses Mindestanteils ist die Gesamtheit der Beiträge für alle Kollektive und Pläne eines angeschlossenen Arbeitgebers in einer Vorsorgeeinrichtung. <   
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